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1 Einleitung  

 

„Die Grundlage eines jeden Staates ist die Ausbildung seiner Jugend.“ 

Diogenes von Sinope, antiker griechischer Philosoph 

 

Mit diesem Zitat beschreibt der griechische Philosoph Diogenes von Sinope 

schon in der Antike, welche Bedeutung die Ausbildung für einen Staat hat. 

Die Ausbildung stellt zum einen die Grundlage eines jeden Staates dar. 

Zum anderen bildet und qualifiziert sie die Menschen eines Staates und ist 

somit unerlässlich. Im öffentlichen Bereich scheint die Bedeutung der Aus-

bildung in den letzten Jahren teilweise in Vergessenheit geraten zu sein. 

Berichte, wonach es dem öffentlichen Dienst an Nachwuchs fehlt, gingen 

vermehrt durch die Presse.1  

 

In Deutschland stellt die Verwaltung im öffentlichen Bereich den größten 

Arbeitgeber dar. Aufgrund der Aufgabenerfüllung und des zu deckenden 

Personalbedarfes ist die Verwaltung auf die verschiedensten Personalrek-

rutierungsmaßnahmen angewiesen. Die scheinbar naheliegendste, die 

Ausbildung von eigenen Nachwuchskräften, spielt im Zeitalter des demo-

grafischen Wandels2 und dem damit verbundenen Fachkräftemangel3 eine 

bedeutende Rolle. Schon heute zeigt sich, welche Schwierigkeiten der öf-

fentliche Dienst damit hat, Nachwuchskräfte zu rekrutieren.4 Der Wettbe-

werb um geeignete Bewerber und Fachkräfte mit der freien Marktwirtschaft 

darf ebenfalls nicht unterschätzt werden und löst zusätzlichen Handlungs-

druck aus.5  

                                                           
1 Vgl. Anlage 4: Dem öffentlichen Dienst fehlt der Nachwuchs, S. 1-2. 
Vgl. Anlage 5: Land will stärker um Nachwuchs werben. 
2 Vgl. Anlage 6: Demografischer Wandel:  
Als demografischer Wandel wird die Zusammensetzung von Gesellschaften, insbeson-
dere der Altersstruktur bezeichnet. Der Anteil der älteren Bevölkerung nimmt gegenüber 
der jüngeren Bevölkerung zu. 
3 Vgl. Anlage 7: Fachkräftemangel:  
Ein Fachkräftemangel entsteht, wenn die Nachfrage nach Fachkräften über einen länge-
ren Zeitraum nicht mehr ausreichend gedeckt werden kann. 
4 Vgl. Anlage 8: Fachkräfte-Nachwuchsproblematik im öffentlichen Dienst. 
5 Vgl. Hopp/Göbel, Management in der öffentlichen Verwaltung, S. 362. 
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1.1 Untersuchungsgegenstand und Zielsetzung 

 

Aus den genannten Gründen lohnt es sich, einen Blick auf das Ausbildungs-

angebot der Behörden in Baden-Württemberg zu werfen. Können die be-

vorstehenden Herausforderungen bewerkstelligt werden? Die Behörden in 

Baden-Württemberg bieten verschiedene Ausbildungsgänge in der Verwal-

tung an.6 Die vorliegende Arbeit wird sich dabei mit der Beamtenausbildung 

des mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienstes beschäftigen. Neben 

der Beamtenausbildung wird in den Verwaltungen hauptsächlich die Aus-

bildung des Verwaltungsfachangestellten angeboten. Beide Ausbildungen 

befähigen die Mitarbeiter dazu, nach erfolgreichem Abschluss vergleich-

bare Stellen zu besetzen. Die Behörden müssen hier jedoch eine Entschei-

dung treffen. Wird überhaupt, mehr oder weniger in eine der beiden Ausbil-

dungsgänge investiert? Wenn doch beide Ausbildungen die Mitarbeiter be-

fähigen, vergleichbare Stellen zu besetzen, welcher Ausbildungsgang ist 

dann der Richtige? Die Altersstruktur in den Behörden und der damit ver-

bundene Handlungs- und Personalbedarf ist nicht von der Hand zu weisen7. 

Es werden junge Angestellte und Beamte benötigt, um die bevorstehenden 

Lücken in der Personalstruktur zu decken. Doch wie zukunftsfähig ist der 

Ausbildungsgang im mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst? 

 

Im Mittelpunkt der vorliegenden Arbeit steht somit die Frage nach den Zu-

kunftsperspektiven der Ausbildung des mittleren nichttechnischen Verwal-

tungsdienstes. Hauptsächlich geht es hierbei um die Erhebung des Ausbil-

dungsplatzangebotes und die Möglichkeiten, dieses zu entwickeln. Dabei 

sollen die Ausbildungssituation und die Zukunftsperspektiven mit Hilfe einer 

empirischen Untersuchung in den Behörden ermittelt werden. Ziel der Arbeit 

ist es, die Perspektiven der Ausbildung und des Ausbildungsplatzangebotes 

aufzuzeigen. Außerdem gilt es, etwaige Handlungsfelder zu benennen.8 

                                                           
6 Die Behörden bieten weitere Ausbildungsgänge an. Der Fokus ist in dieser Arbeit auf 
die Verwaltungsausbildungsgänge gelegt. 
7 Vgl. Anlage 5: Land will stärker um Nachwuchs werben. 
8 Zur Vereinfachung werden in dieser Bachelorarbeit nur die männlichen Berufs- und 
Ausbildungsbezeichnungen verwendet. Die weibliche Form gilt entsprechend. 
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Zur Beantwortung der Zukunftsperspektiven des mittleren nichttechnischen 

Verwaltungsdienstes sollen weitere, daraus folgende Fragen geklärt wer-

den: Ist die Ausbildung und somit das Berufsbild überhaupt in allen Behör-

den bekannt? Sind die Rahmenbedingungen der Ausbildung auf einem 

Stand, der den Anforderungen der heutigen Zeit entspricht? Werden über-

haupt Ausbildungsplätze angeboten und sind diese ausreichend? Wie sieht 

es mit der Bewerberlage aus? Gibt es „Stellschrauben“, an denen gedreht 

werden muss?  

 

1.2 Aufbau der Arbeit 

 

Die nachfolgende Arbeit gliedert sich in insgesamt sechs Kapitel. 

 

Nach der Einleitung im ersten Kapitel stellt das zweite Kapitel den Ausbil-

dungsgang des mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienstes vor. Dabei 

werden die rechtlichen Grundlagen, die Einstellungsvoraussetzungen und 

die Rahmenbedingungen der Ausbildung erläutert. Im dritten Kapitel wird 

dem Leser der Beruf des Verwaltungswirtes aufgezeigt. Hierbei werden die 

Laufbahngruppe des mittleren Dienstes und das Berufsbild des Verwal-

tungswirtes mit seinen Aufgaben und Anforderungen vorgestellt. Außerdem 

gibt es einen kurzen Überblick über die aktuelle Situation des mittleren 

nichttechnischen Verwaltungsdienstes. Die empirische Untersuchung über 

die Ausbildungssituation in den Behörden wird im vierten Kapitel erläutert. 

Dabei geht es um den Ablauf und Verlauf der Befragung, von den Vorüber-

legungen bis hin zu der Rücklaufquote. Das fünfte Kapitel bildet den 

Schwerpunkt der Arbeit. Hier werden die gewonnen Ergebnisse der empiri-

schen Untersuchung ausgewertet und dargestellt. Unter anderem werden 

hier die Ergebnisse mit dem zu meist in Konkurrenz stehenden Ausbil-

dungsgang des Verwaltungsfachangestellten verglichen. Die Schlussbe-

trachtung mit den wichtigsten Erkenntnissen und etwaigen Handlungsfel-

dern wird abschließend im sechsten Kapitel betrachtet.  
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2 Die Ausbildung des mittleren nichttechnische Verwaltungs- 

dienstes  

 

Der mittlere nichttechnische Verwaltungsdienst ist ein Ausbildungsgang der 

Allgemeinen Verwaltung. Er wird von Behörden des Bundes, der Länder 

und der Kommunen als Ausbildungsgang angeboten. In Baden-Württem-

berg wird die Ausbildung im mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst 

vor allem in den Regierungspräsidien, Landratsämtern, Städten und Ge-

meinden angeboten. In diesem Kapitel werden die Begriffe, rechtlichen 

Grundlagen und die Rahmenbedingungen der Ausbildung näher erläutert. 

 

2.1 Begriffserläuterungen  

 

Nachfolgend werden zum besseren Verständnis die Ausbildungs-, Berufs- 

und Dienstbezeichnungen der in dieser Arbeit relevanten Verwaltungsbe-

rufe erläutert. Bei den Ausbildungsbezeichnungen wird nur der klassische 

Fall erwähnt. 

 

Sekretäranwärter: 

Die zum Vorbereitungsdienst eingestellten Bewerber werden von ihrer Aus-

bildungsbehörde in das Beamtenverhältnis auf Widerruf berufen und führen 

die Dienstbezeichnung „Sekretäranwärter“, vgl. § 10 APrOVw mD. Somit 

sind Sekretäranwärter die Auszubildenden im mittleren nichttechnischen 

Verwaltungsdienst. Die vollständige Dienstbezeichnung ist von der Ausbil-

dungsbehörde abhängig. Sie wird der entsprechenden Ausbildungsbehörde 

vorangestellt. So ergeben sich als Dienstbezeichnung Gemeinde-, Stadt-, 

Kreis-, oder Regierungssekretäranwärter.  

 

Verwaltungswirt: 

Nach Bestehen des Staatsexamens, welches die Abschlussprüfung der 

Sekretäranwärter darstellt, vgl. § 29 APrOVw mD, wird die Berufsbezeich-

nung Verwaltungswirt geführt. 
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Auszubildender zum Verwaltungsfachangestellten: 

In diesem Ausbildungsgang besteht ein privatrechtliches Ausbildungsver-

hältnis. Es gibt keine Dienstbezeichnungen. Nach bestandener Prüfung 

wird die Berufsbezeichnung Verwaltungsfachangestellter geführt. 

 

2.2 Rechtliche Grundlagen 

 

Das Beamtenstatusgesetz, das Landesbeamtengesetz, das Bundesbesol-

dungsgesetz sowie das Beamtenversorgungsgesetz sind die wesentlichen 

Gesetze für die Verwaltungsbeamten mD in Baden-Württemberg. 

Außer den genannten gesetzlichen Grundlagen gelten weitere, wie bspw. 

die Mutterschutz- und Elternzeitverordnung oder die Laufbahnverordnung. 

Allerdings befassen sich diese Regelungen zumeist mit den allgemeinen 

Regelungen des Beamtentums, beispielsweise mit der Berufung in das Be-

amtenverhältnis oder den Pflichten und Rechten der Beamten.  

 

Die gesetzlichen Grundlagen, und somit verbindlich für die Durchführung 

der Ausbildung im mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst, finden 

sich in gesonderten Verordnungen wieder. Diese sind: 

 

- die Verordnung des Innenministeriums über die Ausbildung und Prü-

fung für den mittleren Verwaltungsdienst vom 3. September 2013 (A-

PrOVw mD)  

und 

- die Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums über die praktische 

und theoretische Ausbildung des mittleren nichttechnischen Verwal-

tungsdienstes vom 9. Oktober 2013 (VwV mD) 
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2.3 Einstellungsvoraussetzungen der Bewerber 

 

Die Einstellungsvoraussetzungen der Bewerber für die Ausbildung des mitt-

leren nichttechnischen Verwaltungsdienstes sind ebenso in der  

AProVw mD geregelt. Die Berufung in ein Beamtenverhältnis, welches in 

dieser Ausbildung notwendig ist, beinhaltet mehr zu beachtende Vorausset-

zungen als andere, nicht beamtenrechtliche Ausbildungen. 

 

Nach § 9 APrOVw mD kann in den Vorbereitungsdienst eingestellt werden, 

wer 

 

1. die persönlichen Voraussetzungen für die Berufung in das Be-

amtenverhältnis erfüllt. 

 

2. a) mindestens den Realschulabschluss oder 

b) den Hauptschulabschluss und eine förderliche  

    abgeschlossene Berufsausbildung nachweist oder 

c) die Voraussetzungen des § 7 APrOVw mD erfüllt oder 

    einen als gleichwertig anerkannten Bildungsstand besitzt. 

     

3. nach ärztlichem Zeugnis über die erforderliche körperliche 

Eignung oder als schwerbehinderter Mensch über ein Min-

destmaß an gesundheitlicher Eignung für die Aufgaben des 

mittleren Verwaltungsdienstes verfügt. Bei der Übernahme 

aus einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis ist ein 

erneutes ärztliches Zeugnis nicht erforderlich, wenn die kör-

perliche Eignung weiterhin gegeben ist. 

 

Hierbei ist zu beachten, dass die persönlichen Voraussetzungen für die Be-

rufung in das Beamtenverhältnis im § 7 BeamtStG geregelt sind.9 

                                                           
9 Auf die persönlichen Voraussetzungen für die Berufung in das Beamtenverhältnis laut § 
7 BeamtStG wird nicht weiter eingegangen. 
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2.4 Rahmenbedingungen der Ausbildung 

 

Im Folgenden werden die Rahmenbedingungen der Ausbildung genauer er-

läutert. Dabei wird auf das Beamtenverhältnis, die Dauer der Ausbildung 

und den Unterricht an der Berufs- und Verwaltungsschule mit abschließen-

dem Staatsexamen eingegangen. Außerdem werden die aktuellen Bezüge 

und die Versorgung erläutert. 

 

2.4.1 Beamtenverhältnis 

 

Die Ausbildung im mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst beginnen 

die Sekretäranwärter als Beamte auf Widerruf, vgl. § 10 Abs. 1 APrOVw 

mD. Dabei berufen die Ausbildungsbehörden die Auszubildenden in das 

Beamtenverhältnis. Das Beamtenverhältnis auf Widerruf endet mit Ablauf 

des Tages, an welchem dem Sekretäranwärter mitgeteilt wird, dass er die 

Staatsprüfung für den mittleren Verwaltungsdienst bestanden oder endgül-

tig nicht bestanden hat.  

 

Zusätzlich gibt es die Möglichkeit ein vorgeschaltetes öffentlich-rechtliches 

Ausbildungsverhältnis mit einem Bewerber zu begründen, vgl. § 3 APrOVw 

mD. Darauf wird allerdings nicht näher eingegangen, da dieses in der Praxis 

eine untergeordnete Rolle spielt. 

 

2.4.2 Ausbildungsdauer 

 

Die Ausbildungsdauer der Sekretäranwärter beträgt zwei Jahre, vgl. § 11 

Abs. 1 APrOVw mD. Dabei gliedert sich die Ausbildung in die praktische 

und die theoretische Ausbildung. Die praktische Ausbildung findet an der 

Ausbildungsbehörde statt und beträgt 13 Monate. Dabei sollen die Sekre-

täranwärter in den Gebieten der Behördenorganisation und des öffentlichen 

Dienstrechts (4 Monate), des Haushalts-, Kassen-, und Rechnungswesens 

sowie Finanz- und Abgabenrechts (3 Monate), der öffentlichen Sicherheit 

und Ordnung (3 Monate) und der Sozial-, und Jugendhilfe oder der sozialen 
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Angelegenheiten (3 Monate) eingesetzt werden, vgl. § 11 Abs. 2 Nr.1 A-

PrOVw mD. 

Die theoretische Ausbildung findet insgesamt 11 Monate an der Berufs- und 

Verwaltungsschule statt, vgl. § 11 Abs. 2 Nr. 2 APrOVw mD. 

 

2.4.3 Berufs- und Verwaltungsschulen - Unterricht und Prüfung 

 

Im ersten Jahr des Vorbereitungsdienstes besuchen die Sekretäranwärter 

für insgesamt fünf Monate eine kaufmännische Berufsschule. Auf dieser fin-

det nach § 16 APrOVw mD der dienstzeitbegleitende Unterricht im Berufs-

feld „Wirtschaft und Verwaltung, Berufsgruppe – Öffentliche Verwaltung“ 

statt. Im zweiten Jahr des Vorbereitungsdienstes besuchen die Sekretäran-

wärter für sechs Monate die Verwaltungsschule. Manche Behörden bieten 

zur Vorbereitung auf die Verwaltungsschule einen so genannten „Mini-

dienstzeitbegleitenden Unterricht“ an, vgl. Nr. 1.2.6 VwV mD. Dieser ist je-

doch nicht zwingend, weshalb der Unterricht nur vereinzelt angeboten wird. 

Auf der Verwaltungsschule erhalten die Sekretäranwärter Unterricht in 

Grundlagen- und Querschnittsfächern wie Staatsrecht oder Allgemeines 

Verwaltungsrecht, in Fächern des Finanzwesen wie Kommunales Wirt-

schaftsrecht, über Bürgerservice und Sicherheit wie Allgemeines Polizei-

recht, in Fächern des Sozialwesens wie der Sozial- und Jugendhilfe und im 

Kommunalrecht, vgl. Nr. 2 Zweiter Teil A. und B. VwV mD. Während des 

Besuchs der Verwaltungsschule schreiben die Sekretäranwärter eine 

schriftliche Zwischenprüfung, bevor es am Ende des Vorbereitungsdienstes 

zum Staatsexamen und zur praktisch-mündlichen Prüfung kommt, vgl. § 18 

Abs. 1 i.V.m §§ 23,26 APrOVw mD. Bei der schriftlichen Prüfung werden 

die Sekretäranwärter in folgenden Fachgebieten geprüft: Kommunalrecht, 

Kommunales Wirtschaftsrecht, Abgabenrecht, Allgemeines und Besonde-

res Verwaltungsrecht / Verwaltungslehre, Sozial- und Jugendhilfe / Sozial-

versicherung und Bürgerliches Recht, vgl. § 23 APrOVw mD. 
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2.4.4 Bezüge, Versicherung und Versorgung 

 

Die Bezüge sind aus der Besoldungstabelle für Baden-Württemberg zu ent-

nehmen. Demnach erhalten die Sekretäranwärter während der Ausbildung 

aktuell monatliche Bezüge in Höhe von 1.062,89 Euro brutto, vgl. § 79 i.V.m. 

Anlage 11 LBesGBW. 

 

Beamte sind nach § 2 Abs. 1 Nr.1 i.V.m. Abs. 2 BVO beihilfeberechtigt. Da-

runter fallen auch die Sekretäranwärter. Demnach ist die Krankenversiche-

rung zum einen aus der Beihilfe und zum anderen aus einer privaten beihil-

fekonformen Krankenversicherung zweigeteilt. 

 

Bei Sekretäranwärtern handelt es sich um Beamte auf Widerruf. Nach Ein-

tritt in den Ruhestand erhalten Verwaltungswirte Pensionsleistungen. Sollte 

nach erfolgreicher Ausbildung kein Beamtenverhältnis begründet oder das 

Beamtenverhältnis vor Eintritt in den Ruhestand beendet werden, wird der 

Verwaltungswirt in der gesetzlichen Rentenversicherung nachversichert, 

vgl. §§ 8 und 184 SGB VI. 
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3 Status Quo des mittleren Verwaltungsdienstes 

 

In diesem Kapitel wird auf die Laufbahngruppe des mittleren Dienstes und 

das Berufsbild des Verwaltungswirtes eingegangen. Dabei werden die An-

forderungen, die Aufgaben und die Tätigkeitsbereiche der Verwaltungswirte 

genauer betrachtet. Außerdem wird auf die aktuelle Situation mit Hilfe von 

Zahlen, Daten und Fakten eingegangen. 

 

3.1 Laufbahngruppe mittlerer Dienst 

 

Die gesetzliche Grundlage für die Laufbahngruppen in Deutschland befin-

det sich im Grundgesetz. Dabei gehört das Laufbahnprinzip zu den so ge-

nannten hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums gemäß Art. 

33 Abs. 5 GG und ist in Laufbahnverordnungen des Bundes und der Bun-

desländer geregelt. Unterschieden wird dabei zwischen dem einfachen, 

mittleren, gehobenen und höheren Dienst. Da es sich in dieser Arbeit um 

die Ausbildung zum mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst handelt, 

befindet sich der Verwaltungswirt mD in der Laufbahngruppe des mittleren 

Dienstes.10 

 

3.2 Berufsbild Verwaltungswirt 

 

Gemäß §2 APrOVw mD sollen ausgebildete Verwaltungsbeamte mD die 

Eignung besitzen, Aufgaben des mittleren Verwaltungsdienstes wahrzu-

nehmen. Insbesondere sollen sie wiederkehrende Verwaltungsaufgaben 

weitgehend selbstständig und verantwortlich erledigen sowie bei schwieri-

geren Aufgaben organisatorischer, wirtschaftlicher und planerischer Art mit-

wirken.  

 

Nach ihrer Ausbildung verfügen Verwaltungswirte über vielfältiges Wissen 

im Bereich der allgemeinen Verwaltung. Sie werden in der Sachbearbeitung 

                                                           
10 Auf die Voraussetzungen der einzelnen Laufbahngruppen wird nicht weiter eingegan-
gen. 
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in den verschiedenen Aufgabenbereichen der allgemeinen Verwaltung ein-

gesetzt. Speziell der persönliche Kontakt mit Bürgern, Unternehmen und 

Organisationen ist von Bedeutung. So sind Verwaltungswirte die ersten An-

sprechpartner bei Fragen und Problemen.11 Verständnis für den Ge-

sprächspartner und die Fähigkeit, sich in verschiedene Situationen des Le-

bens hineinzuversetzen, sind hier sicherlich von enormer Bedeutung. Des 

Weiteren ist eine Berufung in das Beamtenverhältnis notwendig, um ho-

heitsrechtliche Aufgaben wahrnehmen zu können. Die Gesetzesgrundlage 

hierfür ist Art. 33 Abs. 4 GG. Viele dieser hoheitsrechtlichen Aufgaben kön-

nen von Verwaltungsbeamten mD erledigt werden.  

 

Unter die vielzähligen Tätigkeitsbereiche fallen bspw. das Abwickeln von 

Kfz-Zulassungen, das Ausstellen von Führerscheinen oder das Vergeben 

von Sozialwohnungen an Bedürftige. Weniger bekannte Tätigkeitsgebiete 

sind bei den städtischen Schulen, beim Materialeinkauf oder im Außen-

dienst, bspw. im Ermittlungsdienst eines Jobcenters, möglich. Von den spe-

ziellen Fachgebieten abgesehen, können auch zentrale Aufgaben in der 

Personal- und Organisationsabteilung übernommen werden.12 Vor allem je-

doch können Aufgabengebiete mit hoher selbstständiger Tätigkeit wahrge-

nommen werden. Dies liegt an der Ausbildungsausrichtung, welche im Ge-

gensatz zur Ausbildung der Verwaltungsfachangestellten auf selbststän-

dige Tätigkeiten hin ausgerichtet ist. Ein Einsatz als Sachbearbeiter ist für 

Verwaltungswirte mD somit vorstellbar, da die nötige Qualifikation vorhan-

den ist. 

 

Nachgefragt werden Verwaltungswirte bei Gemeinden, Landkreisen, Regie-

rungspräsidien und sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Kör-

perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts.13 Ein Wech-

sel innerhalb des öffentlichen Dienstes ist jederzeit, sofern eine entspre-

                                                           
11 Vgl. Sturm/Forstner, Berufseinstieg in den öffentlichen Dienst, S. 29-30. 
12 Vgl. Sturm/Forstner, Berufseinstieg in den öffentlichen Dienst, S. 30. 
13 Vgl. Anlage 9: Beamter des mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienstes. 
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chende Stelle zur Verfügung steht, möglich. Durch die verwaltungsspezifi-

sche Ausbildung ist ein Wechsel außerhalb des öffentlichen Dienstes aller-

dings nur schwer möglich. Vielen Arbeitgebern der Privatwirtschaft genügt 

die von Verwaltungswirten erlangte Qualifikation nicht. Das liegt vor allem 

am Qualifizierungsprofil, welches eng an die öffentliche Kernverwaltung an-

gepasst ist. Wäre es breiter, d.h. auch auf administratives Querschnittsma-

nagement ausgerichtet, dann wären die Verwaltungsbeamten auch für Ar-

beitgeber außerhalb des öffentlichen Dienstes attraktiv.14 

 

3.3 Die aktuelle Situation in Zahlen 

 

Bei einem genaueren Blick auf die Zahlen der Beamten der Besoldungsord-

nung A im Bundesbereich wird klar, dass die meisten Beamten aus dem 

mittleren Dienst sind. Von insgesamt 123.205 Beamten im Kernhaushalt 

stellt der mittlere Dienst mit 57.245 die meisten, gefolgt vom gehobenen 

Dienst mit 47.200.15 

 

Im Landesbereich gibt es insgesamt 189.474 Beamte und 55.277 Ange-

stellte im Kernhaushalt. Im Kommunalbereich dagegen gibt es 26.992 Be-

amte und 149.069 Angestellte im Kernhaushalt.16 Während im Landesbe-

reich somit mehr Beamte tätig sind, zeigt sich, dass im Kommunalbereich 

mehr Angestellte beschäftig werden. 

 

Wird die Aufteilung der Laufbahngruppen in Baden-Württemberg betrach-

tet, ergibt sich folgendes Bild: Im mittleren Dienst sind 26.464 Beamte, im 

gehobenen Dienst 108.537 Beamte und im höheren Dienst 58.765 Beamte 

tätig.17 Hierbei muss beachtet werden, dass es sich in dieser Statistik um 

die Gesamtzahl der Beamten in Baden-Württemberg handelt. Dabei werden 

                                                           
14 Vgl. Reichard/Röber, Ausbildung der Staatsdiener von morgen, S. 22. 
15 Vgl. Anlage 10: Statistisches Bundesamt, Personal des öffentlichen Dienstes, S.57. 
16 Vgl. Anlage 11: Statistische Berichte Baden-Württemberg, S.1. 
17 Vgl. Anlage 12: Versorgungsbericht 2015 Baden-Württemberg, S.27-28. 
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unter anderem auch die Zahlen der allgemeinen Verwaltung und somit dem 

mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst berücksichtigt.  
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4 Die empirische Untersuchung 

 

Die empirische Untersuchung ist die systematische Erhebung von Daten 

über Tatsachen. Diese Daten können beispielsweise durch eine Befragung 

bzw. ein Interview ermittelt werden.18 19 

 

Über die Ausbildung des mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienstes ist 

sehr wenig wissenschaftliche Literatur vorhanden. Aus diesem Grund dient 

die empirische Untersuchung in dieser Bachelorarbeit als Mittel zur Infor-

mationsbeschaffung. 

 

4.1 Vorüberlegungen 

 

Grundlegende Fragen mussten in der Vorüberlegungsphase zunächst ge-

klärt werden. Dabei spielten die Fragen, welches Untersuchungsinstrument 

verwendet wird und weshalb eine empirische Untersuchung durchgeführt 

wird, die Zielgruppe und der Ablauf der Untersuchung eine große Rolle. 

Ebenso wichtig war es, sich schon während der Vorüberlegungsphase Ge-

danken über die spätere Auswertung der Untersuchung zu machen. 

 

4.2 Das Untersuchungsinstrument 

 

Um eine empirische Untersuchung durchzuführen gibt es verschiedene Un-

tersuchungsinstrumente. Dabei sind Interviews oder Fragebögen die am 

häufigsten verwendeten. Für den Verfasser war der Fragebogen das geeig-

netste Untersuchungsinstrument, um verwertbare Daten zu erhalten. 

 

Es galt, repräsentative Ergebnisse in einer vorgegebenen Zeit zu erlangen. 

Auch aus diesem Grund wurde auf eine schriftliche Befragung mit einem 

standardisierten Fragebogen zurückgegriffen. Ein schriftlicher Fragebogen 

                                                           
18 Vgl. Albers/Klapper/Konradt/Walter/Wolf, Methodik der empirischen Forschung, S. 49ff. 
19 Auf weitere Möglichkeiten der Datenerhebung wird nicht weiter eingegangen. 
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hat den Vorteil, dass der Befragte mehr Zeit für die Beantwortung hat. Au-

ßerdem kommt es nicht zu ungewolltem Einfluss durch den Interviewer. 

Aber vor allem spielen die geringen Kosten und der vergleichsweise geringe 

Zeitaufwand bei einer großen Anzahl von Befragten eine Rolle. Diese Art 

der Befragung hat aber auch negative Aspekte. Dazu gehören unter ande-

rem eine niedrige Rücklaufquote, anderweitige Interpretation der Sachver-

halte und die fehlende Nachfragemöglichkeit.20 

Um Fehlerquellen oder die oben beschriebenen negativen Aspekte zu ver-

meiden, gibt es die Möglichkeit, einen Pretest durchzuführen.21 Ein solcher 

Pretest wurde vorab an drei Ausbildungsleiter geschickt. Durch die dadurch 

gewonnenen Rückmeldungen konnten unklare Sachverhalte verbessert 

und interessante Aspekte hinzugefügt werden. 

 

Der Fragebogen wurde per Mail an die jeweiligen Umfrageteilnehmer ver-

sendet. Außerdem konnte der Fragebogen über Microsoft Word ausgefüllt 

und anschließend zurückgesendet werden. Diese Art der Zustellung und 

Verarbeitung generierte nicht nur dem Verfasser, sondern auch den Umfra-

geteilnehmern eine weitere Zeitersparnis.  

 

4.3 Auswahl der Stichprobe 

 

Die Arbeit ist eine Auftragsarbeit der Verwaltungsschule Esslingen. Aus die-

sem Grund kommt die Stichprobe aus dem Regierungsbezirk Stuttgart. Der 

Fragebogen wurde an alle Ausbildungsleiter im Regierungsbezirk Stuttgart 

verschickt, sofern die jeweilige Behörde bereits den mittleren nichttechni-

schen Verwaltungsdienst ausbildet oder die Einwohnerzahl über 10.000 

                                                           
20 Vgl. Raab-Steiner/Benesch, Der Fragebogen – Von der Forschungsidee zur SPSS-
Auswertung, S. 47. 
21 Vgl. Kallus, Erstellung von Fragebogen, S. 86ff. 
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Einwohner liegt. Die dazugehörigen Behörden wurden über das Internet re-

cherchiert.22 Die bereits ausbildenden Behörden konnten bei der Verwal-

tungsschule Esslingen erfragt werden. Somit wurde der Fragebogen an 105 

Ausbildungsleiter im Regierungsbezirk Stuttgart versendet.23  

 

Die Entscheidung, die Behörden mit mehr als 10.000 Einwohnern anzu-

schreiben, ist zum einen der allgemeinen Ausbildungssituation geschuldet. 

Kleinere Kommunen bilden oftmals gar nicht aus und haben somit wenig 

Interesse, die Umfrage zu beantworten. Zum anderen wird durch die Befra-

gung der bereits ausbildenden Behörden sichergestellt, dass alle Behörden, 

die den mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst ausbilden, ange-

schrieben werden. Des Weiteren kennen die ausbildenden Behörden das 

Berufsbild sehr gut und können ihr Expertenwissen darlegen.  

 

4.4 Aufbau und Verlauf der Befragung 

 

Die Konzeption des Fragebogens war insofern nicht einfach, da drei ver-

schiedene Zielgruppen zu beachten waren. Die drei Zielgruppen teilten sich 

auf in Behörden, die keine Ausbildungen anbieten, Behörden, die den mitt-

leren nichttechnischen Verwaltungsdienst ausbilden, und Behörden, die 

den nichttechnischen Verwaltungsdienst nicht ausbilden, allerdings Ausbil-

dungsbehörde sind. Für die Befragten sollte ein logischer Ablauf der Um-

frage und somit der einzelnen Fragen erkennbar sein. Aus diesem Grund 

war es wichtig, den Fragebogen klar zu strukturieren. Durch Vorgespräche 

mit verschiedenen Ausbildungsleitern, ehemaligen Auszubildenden im mitt-

leren nichttechnischen Verwaltungsdienst, eigene Interessen und die Zuhil-

fenahme von Literatur wurde der Fragebogen letztlich in fünf verschiedene 

Blöcke aufgeteilt. Speziell im Hinblick auf die Verständlichkeit der Formulie-

rungen und die Einfachheit in der Handhabung war die Aufteilung wichtig. 

Aus Gründen der Überschaubarkeit wurde dem Fragebogen zusätzlich eine 

                                                           
22 URL: http://www.statistik.baden-wuerttemberg.de/SRDB/home.asp?H=BevoelkGe-
biet&U=02&T=01515020&E=KR [06.06.2015]. 
23 Vgl. Anlage 3: angeschriebene Behörden. 
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Erklärung der einzelnen Blöcke und wer diese auszufüllen hat vorangestellt. 

In einem Begleittext wurde außerdem auf die Anonymität der erhobenen 

Daten und die freiwillige Teilnahme an der Umfrage hingewiesen. Durch die 

Aufteilung der Fragen in die einzelnen Blöcke war auch der Umfang des 

Fragebogens angemessen. So konnte der Fragebogen innerhalb von 10 bis 

15 Minuten ausgefüllt werden. Den Umfrageteilnehmern wurde eine Frist 

von drei Wochen gesetzt, um den Fragebogen auszufüllen und per E-Mail 

oder auf dem Postweg zurückzusenden. Diese Frist erschien dem Verfas-

ser als ausreichend und angemessen. Um einen möglichst hohen Rücklauf 

zu erhalten, wurde in der dritten Woche den Umfrageteilnehmern eine Erin-

nerung per E-Mail zugesandt. 

 

Um die Bereitschaft und die Motivation der Umfrageteilnehmer zu steigern 

und dadurch eventuell einen höheren Rücklauf zu generieren, wurden bei 

der Gestaltung der Fragen verschiedene Fragetechniken verwendet. 

Hauptsächlich wurden geschlossene Fragen, d.h. Fragen mit einer be-

grenzten Anzahl von Antwortalternativen, verwendet.24 Die verwendeten 

geschlossenen Fragen werden auch „single choice“ und „multiple choice“ 

genannt. Mitunter wurden auch Fragen mit einer vierstelligen Skalierung 

gestellt. Dabei ging es hauptsächlich um die Entwicklung der Ausbildungs-

plätze bzw. Bewerberzahlen. Hier sollten sich die Umfrageteilnehmer für 

eine Aussage in der vorgegebenen Skalierung entscheiden. Offene Fragen 

wurden gezielt eingesetzt. Hierbei war es unter anderem wichtig, Aussagen 

speziell über den mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst zu erhalten, 

um das Meinungsbild und die Kenntnisse darüber in Erfahrung zu bringen.  

 

Die Aufteilung der Blöcke war wie folgt: 

1. Ausbildungssituation der Verwaltungsberufe 

2. Der mittlere nichttechnische Verwaltungsdienst – Allgemein 

3. Fragen an bereits ausbildende Behörden im mittleren nichttechni-

schen Verwaltungsdienst 

                                                           
24 Vgl. Porst, Fragebogen, S.51ff. 
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4. Fragen an ausbildende Behörden, die nicht im mittleren nichttechni-

schen Verwaltungsdienst ausbilden 

5. Allgemeines 

 

Die Blöcke eins, zwei und fünf waren von allen Umfrageteilnehmern auszu-

füllen. Behörden, die den mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst be-

reits ausbilden, sollten zusätzlich Block drei ausfüllen. Block vier sollten hin-

gegen jene Behörden ausfüllen, welche Ausbildungsbehörde sind, aller-

dings den mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst nicht ausbilden.  

 

Block eins des Fragebogens befasst sich zu Beginn mit einer soziodemo-

grafischen Frage.25 Des Weiteren sollte im ersten Block langsam auf die 

Thematik hingeführt werden. Es wurde darauf geachtet, dass die Fragen 

einfach formuliert waren, um die Umfrageteilnehmer zur Mitarbeit zu ermun-

tern. Somit sollten im ersten Block die allgemeine Ausbildungssituation und 

Gründe für bzw. gegen Ausbildungsplätze ermittelt werden.26 

Im zweiten Block ging es speziell um den mittleren nichttechnischen Ver-

waltungsdienst. Dabei war es dem Verfasser wichtig, von allen Teilnehmern 

Meinungen und Ansichten über den mittleren nichttechnischen Verwal-

tungsdienst zu erhalten. Zudem sollten die Einsatzgebiete der ausgebilde-

ten Verwaltungswirte und die Ansichten über die theoretischen Qualifizie-

rungen der bereits ausgebildeten Verwaltungswirte in Erfahrung gebracht 

werden.27 Hierbei konnten später Rückschlüsse auf den Informationsstand 

und das Wissen in Bezug auf ausbildende und nicht ausbildende Behörden 

gezogen werden. Anschließend wurde die Umfrage aufgeteilt.  

Block drei und vier waren nahezu identisch aufgebaut, der Unterschied lag 

in der Fragestellung. In Block drei wurden die Fragen speziell in Richtung 

der Ausbildung des mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienstes ge-

stellt. In Block vier dagegen wurden die Fragen im Hinblick auf die Ausbil-

                                                           
25 Vgl. Anlage 1: Fragebogen Frage 1, S. 2. 
26 Vgl. Anlage 1: Fragebogen Frage 2, 3, 4, 5 und 6, S. 2-3. 
27 Vgl. Anlage 1: Fragebogen Frage 7, 8, 9 und 10, S. 3-5. 
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dung von anderweitigen Verwaltungsberufen gestellt. Dabei sollte vorab er-

mittelt werden, aus welchen Gründen Behörden im mittleren nichttechni-

schen Verwaltungsdienst ausbilden bzw. nicht ausbilden.28 Anschließend 

ging es um das Ausbildungsangebot, die Bewerberzahlen, die Übernahme 

und die Rahmenbedingungen der theoretischen Ausbildung. Diese Fragen 

waren insofern wichtig, da hier ein Vergleich zwischen der Ausbildung des 

mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienstes und anderen Verwaltungs-

berufen möglich war. Block fünf war für den Verfasser lediglich im Hinblick 

auf den Erhalt eines Ausbildungsflyers im mittleren nichttechnischen Ver-

waltungsdienst wichtig und ob die Umfrageteilnehmer an den Ergebnissen 

interessiert sind. Außerdem gab es Platz für eigene Anmerkungen. 

 

Eine detaillierte Erläuterung der einzelnen Fragen findet in der Auswertung 

ab Kapitel 5 statt. 

 

4.5 Rücklaufquote und Repräsentativität 

 

Der Fragebogen wurde, wie bereits in Kapitel 4.3 erwähnt, an 105 Behörden 

verschickt. Dabei war der Rücklauf innerhalb der ersten Umfragewoche am 

größten. Insgesamt wurden 59 beantwortete Fragebögen an den Verfasser 

zurückgesandt. Dabei haben sich das angeschriebene Regierungspräsi-

dium sowie 47 Kommunen und 11 Land- und Stadtkreise zurückgemeldet. 

Dies entspricht einer Rücklaufquote von 56%.29 Durch die erreichte Rück-

laufquote ist die Repräsentativität der Umfrage gewährleistet. Fünf weitere 

Umfrageteilnehmer haben sich zwar zurückgemeldet, konnten jedoch aus 

persönlichen oder zeitlichen Gründen nicht an der Umfrage teilnehmen.  

 

 

 

                                                           
28 Vgl. Anlage 1: Fragebogen Block 3 und 4, S. 6-10. 
29 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 1. 
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5 Auswertung der empirischen Untersuchung 

 

Für die Auswertung wurde Microsoft Excel 2013 verwendet. Es wurde die 

deskriptive Statistik angewandt. Neben der textlichen Kommentierung wur-

den die Daten in Form von Tabellen, Diagrammen und Grafiken visuali-

siert.30  

 

Da die Umfrage größtenteils aus Single- oder Multiple-Choice-Fragen be-

steht, konnten die gemachten Angaben relativ einfach summiert und ins 

prozentuale Verhältnis zueinander gesetzt werden. Die Auswertung der of-

fenen Fragen gestaltete sich schwieriger. Es wurden schließlich die am häu-

figsten genannten Antworten berücksichtigt sowie jene, die bspw. durch ihre 

Andersartigkeit auffielen.  

 

Bei der Auswertung wurde das Regierungspräsidium zusammen mit den 

Land- und Stadtkreisen als ein Auswertungsblock gegenüber den Kommu-

nen betrachtet. Dies liegt zum einen an der Größe der Behörde und zum 

anderen an der Tatsache, dass nur ein Regierungspräsidium befragt wurde. 

So konnten die Ergebnisse im Hinblick auf die Größe der einzelnen Behör-

den und im Vergleich Kommunen zu Land-, Stadtkreisen und dem Regie-

rungspräsidium genauer ausgewertet werden.  

 

5.1 Demografische Daten der Befragten 

 

Um Aussagen über den Zusammenhang zwischen der Größe von Behör-

den und der Ausbildungssituation machen zu können, wurde nicht nur die 

Behördenart, sondern auch die Anzahl der Mitarbeiter in der jeweiligen Be-

hörde abgefragt.  

Aufgrund der 59 Rückmeldungen ergibt sich folgende Auswertung: 80% der 

Rückmeldungen sind von Kommunen, 19% von Land- und Stadtkreisen und 

1% vom Regierungspräsidium. Die Prozentwerte der angeschriebenen 

                                                           
30 Vgl. Raab-Steiner/Benesch, Der Fragebogen – Von der Forschungsidee zur SPSS-
Auswertung, S. 15. 
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Stichprobe sehen wie folgt aus: die Kommunen liegen bei 87%, die Land- 

und Stadtkreise bei 12% und das Regierungspräsidium bei 1%. Bei Be-

trachtung der angeschriebenen Stichprobe im Verhältnis zu den Rückmel-

dungen ergibt sich eine kleine prozentuale Veränderung. Somit sind die 

Kommunen ein wenig unterrepräsentiert. Die Land- und Stadtkreise dage-

gen ein wenig überrepräsentiert. Da es sich jedoch um eine geringe Ver-

schiebung (7%) handelt, wird dies als nicht relevant angesehen. 

 

Bei der Anzahl der Mitarbeiter haben sich 49% der Behörden mit 500 oder 

weniger Mitarbeitern zurückgemeldet. 39% der Rückmeldungen waren von 

Behörden mit 501 oder mehr Mitarbeitern. 12% der Behörden gaben nichts 

an.31 Zu beachten gilt, dass es sich bei den 49% ausschließlich um Kom-

munen handelt. Dies liegt vor allem an der Aufgabenvielfalt von größeren 

Städten und Kreisverwaltungen, welche einen höheren Bedarf an Mitarbei-

tern haben und damit über 500 Mitarbeiter beschäftigen. Da die Rückmel-

dungen in den Bereichen unter bzw. über 500 Mitarbeiter nahezu ausgegli-

chen sind, dürfte im weiteren Verlauf der Auswertung keine Tendenz auf-

grund der Behördengröße erkennbar sein.  

 

5.2 Ausbildungssituation der Behörden 

 

In diesem Teil der Auswertung wird die allgemeine Ausbildungssituation in 

den Behörden ermittelt. Dabei handelt es sich um Block eins des Fragebo-

gens.32 Zuerst wird der Vergleich des Ausbildungsangebotes der Behörden 

näher ausgewertet. Anschließend werden die Angaben über die Gründe 

und Faktoren eines Ausbildungsangebotes betrachtet. 

  

5.2.1 Ausbildungsbehörden im Vergleich 

 

Im Vergleich der Ausbildungsbehörden soll in Erfahrung gebracht werden, 

ob die an der Umfrage teilnehmenden Behörden überhaupt ausbilden und 

                                                           
31 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 1. 
32 Vgl. Anlage 1: Fragebogen, S. 2-3. 
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welche Verwaltungsberufe ausgebildet werden. Kleinere Behörden haben 

grundsätzlich einen geringeren Bedarf an eigenen Nachwuchskräften. Grö-

ßere Behörden dagegen sind vom hauseigenen Nachwuchs abhängiger. 

So war es interessant zu sehen, dass alle Umfrageteilnehmer ausbilden 

bzw. dass nicht ausbildende Behörden gar nicht reagierten.33  

 

Bei der Frage nach den Ausbildungen in Verwaltungsberufen ergab die 

Auswertung ebenfalls ein einstimmiges Ergebnis, da alle Behörden Verwal-

tungsberufe ausbilden. Des Weiteren wurde ersichtlich, dass die Ausbil-

dung zum Verwaltungsfachangestellten häufiger angeboten wird als die 

Ausbildung im mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst. So gaben 49 

Umfrageteilnehmer an, den Verwaltungsfachangestellten auszubilden. Den 

Verwaltungswirt mD dagegen bilden 25 Umfrageteilnehmer aus.34  

 

Aufgeteilt in die jeweiligen Verwaltungseinheiten ergibt sich folgende Aus-

wertung: Von den insgesamt 47 Kommunen bilden 41 Verwaltungsfachan-

gestellte und 14 im mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst aus. Von 

den 12 Land-, Stadtkreisen und dem Regierungspräsidium bilden 8 Verwal-

tungsfachangestellte und 11 im mittleren nichttechnischen Verwaltungs-

dienst aus. Auffällig ist somit, dass die Kommunen mehr in die Ausbildung 

des Verwaltungsfachangestellten investieren. Die Land-, Stadtkreise und 

das Regierungspräsidium dagegen investieren mehr in die Ausbildung des 

mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienstes. Neben den beiden typi-

schen Verwaltungsausbildungen gaben außerdem 16 Behörden an, Kauf-

leute im Büromanagement auszubilden. 35 

 

Eine nähere Betrachtung des Vergleichs zwischen den Verwaltungsfachan-

gestellten und dem mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst findet ab 

Kapitel 5.3.4 statt. 

 

                                                           
33 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 1. 
34 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 1. 
35 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 1. 
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5.2.2 Gründe und Faktoren für das Ausbildungsplatzangebot 

 

In den Fragen Nr. 4 und Nr. 6 wurden die Gründe bzw. Faktoren für das 

Ausbildungsplatzangebot ermittelt. 

 

 

Abb. 1 Gründe für das Ausbildungsplatzangebot; Quelle: eigene Darstellung 

 

Dabei gaben 88% der Umfrageteilnehmer den Bedarf nach eigenen Nach-

wuchskräften zur Personalbedarfsdeckung als Grund an. Die Mitarbeiter-

bindung nannten 68% der Befragten, den Imagegewinn durch Übernahme 

sozialer Verantwortung 66% und die gezielte Qualifizierung von angehen-

den Mitarbeitern 64%. Außerdem wurden unter „Sonstiges“ mehrfach der 

öffentliche Auftrag sowie die Möglichkeit aufgeführt, jungen Menschen eine 

Chance zu geben.36 

 

                                                           
36 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 1. 
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Abb. 2 Faktoren für das Ausbildungsplatzangebot; Quelle: eigene Darstellung 

 

90% der Umfrageteilnehmer gaben an, dass die Übernahmemöglichkeit 

nach der Ausbildung der wichtigste Faktor dafür ist, einen Ausbildungsplatz 

anzubieten. 75% gaben die Aufstiegs- und Entwicklungsperspektiven der 

Auszubildenden, 44% die Ausbildungsdauer und 36% den finanziellen Auf-

wand an.37 

 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Hauptgrund einen Ausbil-

dungsplatz anzubieten, der Bedarf nach Nachwuchskräften zur Personal-

bedarfsdeckung ist. Den Behörden ist es ebenfalls wichtig, die Mitarbeiter 

nach der Ausbildung übernehmen zu können und somit langfristig zu bin-

den. Ein nicht zu vernachlässigender Faktor bei der Entscheidung für ein 

Ausbildungsplatzangebot sind außerdem die Aufstiegs- und Entwicklungs-

perspektiven der Auszubildenden. Die Ausbildungsdauer und der finanzielle 

Aufwand dagegen scheinen keine großen Faktoren zu sein, wobei speziell 

diese nachweislich nicht zu unterschätzen sind. Das folgende Schaubild 

zeigt einen Ausbildungskostenvergleich des mittleren nichttechnischen Ver-

waltungsdienstes und des Verwaltungsfachangestellten.  

                                                           
37 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 2. 
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Dabei werden die Ausbildungsvergütung (vgl. Besoldungstabelle LBesG 

BW und §8 Abs 1. TVAöD-BT-BBIG), der Arbeitgeberaufwand38, die Jah-

ressonderzahlungen (vgl. §14 TVAöD-BT-BBIG), die Beihilfeumlage39, die 

Lehrgangsgebühren40 und die Abschlussprämie (vgl. §17 TVAöD-BT-BBIG) 

über die Gesamtdauer der Ausbildung betrachtet. 

 

 

Abb. 3 Ausbildungskosten pro Auszubildenden im Vergleich; Quelle: eigene Darstellung 

 

Hier wird ersichtlich, dass die Ausbildungskosten für einen Auszubildenden 

im mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst um 12.559,47 € geringer 

sind als die Ausbildungskosten für einen Verwaltungsfachangestellten. Zu 

beachten ist allerdings, dass Auszubildende zum Verwaltungsfachange-

stellten bzw. die ausbildenden Behörden die Möglichkeit haben, die Ausbil-

dung auf 2,5 Jahre zu verkürzen. 

  

5.3 Der mittlere nichttechnische Verwaltungsdienst 

 

In diesem Teil der Auswertung handelt es sich um den zweiten Block des 

Fragebogens.41 Die Blickrichtung ist speziell auf den mittleren nichttechni-

schen Verwaltungsdienst gerichtet. Dabei werden die Stimmungsbilder 

über den mittleren Verwaltungsdienst ausgewertet. Außerdem werden die 

                                                           
38 Vgl. Anlage 14: Telefonnotiz über die Ausbildungskosten, Landratsamt Böblingen. 
39 Vgl. Anlage 13: Umlagesätze für das Haushaltsjahr 2015, Mitgliederinfo KVBW. 
40 Vgl. Anlage 14: Telefonnotiz über die Ausbildungskosten, Landratsamt Böblingen. 
41 Vgl. Anlage 1: Fragebogen, S. 3-5. 

mittlerer Verwaltungsdienst

Sonderzahlung

11 von 12 1 von 12 einmalig

1.Jahr /monatlich 1.092,89 € 853,26 € 252,96 € 327,84 € 767,93 €

2.Jahr /monatlich 1.092,89 € 903,20 € 267,69 € 505,51 € 812,88 €

3.Jahr /monatlich 949,02 € 281,06 € 530,98 € 854,12 €

Gesamt 1. Jahr 13.114,68 €

Gesamt 2. Jahr 13.114,68 €

Gesamt 3. Jahr

Beihilfeumlage 3.400 € pro Jahr

Pensionsumlage keine Pensionsumlage bei Auszubildenden

Lehrgangsgebühren 2.000 €

Abschlussprämie keine

Insgesamt: 35.029,36 €

AG-AufwandGehalt Gehalt

47.588,83 €

Verwaltungsfachangestellter

entfällt

1.970 € (+ 135 € Lehrgangsunterlagen)

400 €

14.117,45 €

15.101,38 €

15.865,00 €

entfällt
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Einsatzgebiete und die theoretischen Qualifizierungen der ausgebildeten 

Verwaltungswirte betrachtet. Die Angaben über die Vor- und Nachteile ge-

genüber den Verwaltungsfachangestellten werden ebenfalls ausgewertet. 

 

5.3.1 Stimmungsbild über den mittleren Verwaltungsdienst 

 

Hierbei wurden zuerst allgemeine Stimmungsbilder über den mittleren 

nichttechnischen Verwaltungsdienst gesammelt. Die Umfrageteilnehmer 

sollten angeben, was sie mit dem mittleren nichttechnischen Verwaltungs-

dienst verbinden bzw. welche Schlagworte ihnen spontan einfallen. Dabei 

gab es positive als auch negative Stimmungsbilder gegenüber dem mittle-

ren nichttechnischen Verwaltungsdienst. Mehrfach genannt wurde zum ei-

nen das Beamtenverhältnis, damit verbunden die hoheitlichen Aufgaben 

und eine qualifizierte Rechtssachbearbeitung. Außerdem wurde die Qualität 

der Ausbildung mehrfach hervorgehoben. Dabei wurde die Ausbildung als 

fundierte, qualifizierte und kurze Ausbildung beschrieben. Allerdings seien 

dadurch auch die Anforderungen an die Auszubildenden höher.42  

Des Weiteren wurde die Vergleichbarkeit mit den Verwaltungsfachange-

stellten erwähnt. Im Vergleich zum Verwaltungsfachangestellten seien der 

Aufwand und die Organisation für die Ausbildungsleitung geringer. Außer-

dem könnten über einen längeren Zeitraum mehr Auszubildende im mittle-

ren nichttechnischen Verwaltungsdienst als Verwaltungsfachangestellte 

ausgebildet werden. Infrage gestellt wurde, ob der Bedarf im mittleren Ver-

waltungsdienst überhaupt noch vorhanden sei - es gäbe wenig Entwick-

lungspotenzial und handle sich um einen „aussterbenden“ Beruf in der Kom-

munalverwaltung, der nicht mehr zeitgemäß sei.43 

 

Zusammenfassend sind die Ausbildung und der Beruf in den Verwaltungen 

durchaus präsent. Die Ausbildung wird als kurz aber qualifiziert beschrie-

                                                           
42 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 2. 
43 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 2. 
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ben. Speziell in den Kommunen wird der Bedarf des mittleren nichttechni-

schen Verwaltungsdienstes allerdings in Frage gestellt. Es macht den An-

schein, als sei der mittlere nichttechnische Verwaltungsdienst nicht mehr 

wirklich präsent. Hier besteht somit Handlungsbedarf für die Praxis. Die Ver-

waltungsschule könnte durch gezieltes Marketing, insbesondere bei Kom-

munen, die Attraktivität und den Bedarf des mittleren nichttechnischen Ver-

waltungsdienstes aufzeigen. Bedingt durch den demografischen Wandel, 

dem damit verbundenen Fachkräftemangel und der Altersstruktur besteht 

in jeder Berufsgruppe ein Bedarf an Nachwuchskräften,44 auch im mittleren 

nichttechnischen Verwaltungsdienst.  

 

5.3.2 Einsatzgebiete der Verwaltungswirte 

 

Hierbei sollte ermittelt werden, in welchen Gebieten die ausgebildeten Ver-

waltungswirte eingesetzt werden. Dabei ergab sich folgendes Ergebnis: 

 

 

Abb. 4 Einsatzgebiete der ausgebildeten Verwaltungswirte; Quelle: eigene Darstellung 

 

68% der Behörden gaben an, die ausgebildeten Verwaltungswirte in der 

Ordnungsverwaltung einzusetzen. Danach folgt mit 61% die Finanzverwal-

                                                           
44 Vgl. Hopp/Göbel, Management in der öffentlichen Verwaltung, S. 34 und 37. 
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tung, 53% im Bereich Personal / Organisation, 47% in der Leistungsverwal-

tung und 24% unter „Sonstiges“, wobei hier mehrfach das Standesamt ge-

nannt wurde. Somit werden die Verwaltungswirte größtenteils in der Ord-

nungsverwaltung eingesetzt. Die weiteren Einsatzgebiete liegen jedoch 

nicht weit darunter. Dies spricht für ein breitgefächertes Einsatzgebiet und 

eine hohe Flexibilität der Verwaltungswirte in den einzelnen Behörden.45 

 

Bei genauerer Betrachtung der einzelnen Verwaltungseinheiten wird er-

sichtlich, dass in den Land-, Stadtkreisen und dem Regierungspräsidium 

das Einsatzgebiet der Verwaltungswirte in der Leistungsverwaltung (92%) 

nahezu identisch mit der Ordnungsverwaltung (100%) ist. Dies liegt sicher-

lich an den unterschiedlichen Aufgabengebieten der Verwaltungseinheiten. 

Die Land- und Stadtkreise haben einen wesentlich höheren Bedarf an Per-

sonal in der Leistungsverwaltung als die Kommunen. Bei diesen ist dage-

gen der Einsatz in der Ordnungsverwaltung (60%), gefolgt von der Finanz-

verwaltung (53%) am größten.46 

 

5.3.3 Theoretische Qualifizierung ausgebildeter Verwaltungswirte 

 

Es sollte ermittelt werden, ob den einzelnen Umfrageteilnehmern die Viel-

zahl der gelehrten Fachgebiete überhaupt bekannt ist und ob die Qualifika-

tionen für die einzelnen Behörden wichtig sind. Dies war bspw. im Hinblick 

auf etwaige Informationslücken der Behörden oder „überflüssige“ Fächer in 

den theoretischen Rahmenbedingungen von Bedeutung. Die ausgewerte-

ten Daten wurden auf die einzelnen Verwaltungseinheiten aufgeteilt. 16 Be-

hörden haben sich enthalten bzw. es gab keine Auffälligkeiten. Bei mehrfa-

cher Nennung eines Fachgebietes wurde dieses in die Auswertung übertra-

gen.  

 

                                                           
45 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 2. 
46 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 2. 
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Speziell bei den Kommunen waren einige Fachgebiete unbekannt. Viermal 

genannt wurden Baurecht, Gaststätten- und Gewerberecht, Öffentliches 

Dienst- und Personalvertretungsrecht und Sozial- und Jugendhilfe. Fünf 

Nennungen gab es bei der Verwaltungsbetriebswirtschaftslehre und dem 

Personenstandswesen. Das Ausländerrecht wurde sechsmal genannt und 

das Sozialversicherungsrecht achtmal.47 

Bei der Wichtigkeit der jeweiligen Qualifikation gab es ebenfalls aufschluss-

reiche Ergebnisse. So gaben neun Kommunen die Verwaltungsbetriebs-

wirtschaftslehre als unwichtig an. Elfmal wurde das Ausländerrecht, drei-

zehnmal das Privatrecht und die Sozial- und Jugendhilfe und vierzehnmal 

das Staatsrecht und das Sozialversicherungsrecht genannt.48 

 

Bei den Land-, Stadtkreisen und dem Regierungspräsidium gibt es keine 

nennenswerten Mehrfachnennungen. Somit sind die Fachgebiete bekannt. 

Allerdings wurden das Staatsrecht, das Baurecht, die Verwaltungsbetriebs-

wirtschaftslehre, das Personenstandswesen und das Sozialversicherungs-

recht als unwichtig angesehen.49 

 

Aufschlussreich zu erfahren war demnach, dass speziell den Kommunen 

nicht alle gelehrten Fachgebiete bekannt sind. Dies könnte zum einen an 

den Aufgabengebieten der Kommunen liegen, in welche bspw. das Auslän-

derrecht meistens nicht fällt. Andererseits könnten die Gründe dafür auch 

in Informationslücken oder fehlender Bekanntheit der jeweiligen Verwal-

tungsausbildungen liegen.  

Nicht alle Qualifikationen werden in den einzelnen Verwaltungseinheiten 

nachgefragt. Daraus könnte geschlossen werden, dass Fachgebiete wie 

das Ausländerrecht und das Sozialversicherungsrecht in den Kommunen 

als unwichtig angesehen werden. Bei den Land-, Stadtkreisen und dem Re-

gierungspräsidium gibt es nur vereinzelt Fachgebiete, welche als unwichtig 

angesehen werden. Gerade das Baurecht wird in einer Kreisverwaltung 

                                                           
47 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 3. 
48 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 3. 
49 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 3. 
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meist durch den gehobenen Verwaltungsdienst und nicht durch den mittle-

ren Verwaltungsdienst abgedeckt. Allerdings zeigen die geringen Mehrfach-

nennungen bei den Land-, Stadtkreisen und dem Regierungspräsidium, 

dass diese Behörden die breite Qualifikation als wichtig und positiv wahr-

nehmen. Des Weiteren kann daraus geschlossen werden, dass die Kom-

petenz und der flexible Einsatz der Mitarbeiter im mittleren Verwaltungs-

dienst geschätzt wird. 

 

5.3.4 Vor- und Nachteile gegenüber Verwaltungsfachangestellten 

 

Zum Abschluss des allgemeinen Blocks ging es um einen ersten Vergleich 

der Ausbildungen des mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienstes und 

der Verwaltungsfachangestellten. Dabei sollten in einer offenen Frage die 

Vor- und Nachteile des mittleren Verwaltungsdienstes gegenüber den Ver-

waltungsfachangestellten aus Sicht aller Behörden genannt werden. Die 

Auswertung wurde wie folgt bewertet: 

 

Als Vorteile wurden vorrangig die kürzere Ausbildungsdauer und die um-

fangreichere Theorie mit intensiverer Auseinandersetzung von rechtlichen 

Fragen genannt. Auch eine höhere Besoldung, die Verbeamtung und damit 

verbundene Sicherheit auf Lebenszeit, die Privatversicherung und Beihilfe 

sowie der Erwerb der Laufbahnbefähigung wurden erwähnt. Dass der finan-

zielle Arbeitgeberaufwand im Vergleich zur Ausbildung des Verwaltungs-

fachangestellten geringer ist, stellt einen weiteren genannten Vorteil dar. 

Auch die Möglichkeit der Auszubildenden sich auf Beamten- und Angestell-

tenstellen zu bewerben, die höhere Bindung an den und die Identifikation 

mit dem Arbeitgeber sowie die langfristige Mitarbeiterbindung auf A9/A10 

Stellen sind weitere Nennungen.50  

 

Als nachteilig werden die höheren Anforderungen an die Leistungsfähigkeit 

und die Motivation der Auszubildenden genannt. Außerdem müssen sich 

                                                           
50 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 3. 
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die Auszubildenden den Lernstoff in relativ kurzer Zeit aneignen. Weitere 

Bedenken der Ausbildungsstellen sind die relativ teure Ausbildung und die 

geringe Praxiszeit während der Ausbildung. Des Weiteren kommt erschwe-

rend dazu, dass der Ausbildungsinhalt nur in der Verwaltung verwendbar 

ist. Auch das starre beamtenrechtliche Korsett, die laufbahnrechtlichen Hin-

dernisse und die eingeschränkten Aufstiegsmöglichkeiten werden als Nach-

teile genannt. Die mäßigen Verdienstaussichten und wenige verfügbare 

Stellen nach der Ausbildung sind weitere Bedenken der Ausbildungsstellen. 

Viele kleinere Behörden schrecken aus Versorgungsgründen zudem vor 

der gewünschten Verbeamtung zurück.51  

 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass speziell die intensive Auseinan-

dersetzung mit rechtlichen Fragen und das umfangreichere theoretische 

Wissen der Auszubildenden als positiv angesehen werden. Änderungsvor-

schläge ergeben sich in der praktischen Ausbildungszeit. Gerade die kurze 

Praxiszeit ist eventuell mit einer halbjährigen Verlängerung der Ausbildung 

zu verbessern. Andererseits wird die kurze Ausbildungsdauer auch als Vor-

teil gesehen, so dass es hier zu einem Interessenkonflikt kommt. Eine Kür-

zung der theoretischen Ausbildungsinhalte wäre somit eine Alternative um 

die praktische Ausbildungszeit zu erhöhen.  

In beiden Fällen gibt die APrOVw mD eine solche Änderung jedoch nicht 

her. Somit wäre eine solche Änderung nur gesetzlich durchführbar. Das 

starre beamtenrechtliche Korsett, die laufbahnrechtlichen Hindernisse und 

die eingeschränkten Aufstiegsmöglichkeiten sind ebenfalls nur gesetzlich 

veränderbar. Somit ist auch hier eine Änderung nur schwer durchzuführen. 

Allerdings besteht verwaltungsintern durchaus die Möglichkeit, dieses 

starre Korsett zu durchbrechen. So wurde unter anderem bei den Vorteilen 

die langfristige Mitarbeiterbindung auf A9/A10 Stellen genannt. Dies ist für 

die Behörden durchaus umsetzbar und kann bei offener Kommunikation mit 

den Auszubildenden und Mitarbeitern des mittleren Verwaltungsdienstes für 

                                                           
51 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 3. 



32 
 

erhöhte Leistungsfähigkeit und Motivation sorgen. Die Erfüllung von per-

sönlichen Entwicklungszielen der Mitarbeiter gehört schließlich zu einer gu-

ten Personalentwicklung.52 Andererseits ist es auch möglich, einen Mitar-

beiter im mittleren Verwaltungsdienst in einem Angestelltenverhältnis zu be-

schäftigen. Somit ist ein Beamtenverhältnis nicht zwingend. Die Stellensitu-

ation dagegen wird immer von den jeweiligen öffentlichen Haushalten ab-

hängig bleiben und lässt sich dadurch nicht sofort verändern.  

 

5.4 Ausbildungsplatzangebot im Vergleich 

 

In diesem Kapitel werden die Ergebnisse der bereits im mittleren Verwal-

tungsdienst ausbildenden Behörden mit den Ergebnissen der nicht im mitt-

leren Verwaltungsdienst ausbildenden Behörden verglichen. Dabei handelt 

es sich um Block drei und Block vier des Fragebogens. Aufgrund der Mög-

lichkeit des Vergleiches war die Aufteilung der Blöcke für die Erkenntnisge-

winnung von hoher Bedeutung.53 

 

Werden die Rückmeldungen nach dem Ausbildungsplatzangebot aufgeteilt, 

so ergibt sich, dass 25 Behörden mit der Ausbildung im mittleren Verwal-

tungsdienst und 34 Behörden ohne die Ausbildung im mittleren Verwal-

tungsdienst die Umfrage beantwortet haben. Dabei handelt es sich bei den 

25 Behörden um 14 Kommunen und 11 Land-, Stadtkreise und dem Regie-

rungspräsidium, bei den 34 Behörden um 33 Kommunen und 1 Land- bzw. 

Stadtkreis.54 

 

 

 

 

 

                                                           
52 Vgl. Hopp/Göbel, Management in der öffentlichen Verwaltung, S. 307. 
53 Vgl. Anlage 1: Fragebogen, S. 6-10. 
54 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 3 und 6. 
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5.4.1 Gründe für und gegen die Ausbildung im mittleren Dienst 

 

Hier sollte in Erfahrung gebracht werden, aus welchen Gründen sich die 

Behörden für bzw. gegen die Ausbildung im mittleren nichttechnischen Ver-

waltungsdienst entscheiden.  

 

 

Abb. 5 Gründe für die Ausbildung im mittleren Verwaltungsdienst; Quelle: eigene Darstel-

lung 

 

Bei den Gründen, warum die Behörden den mittleren Verwaltungsdienst 

ausbilden, gaben 84% an, dass die Ausbildung für qualifizierte Rechtssach-

bearbeitung steht. 72% nannten die kurze Ausbildungsdauer, 56% das Be-

amtenverhältnis. Jeweils 40% gaben an, die Ausbildung aus Gründen der 

Aufstiegschance in den gehobenen Verwaltungsdienst bzw. aufgrund des 

Personalbedarfs im mittleren Verwaltungsdienst anzubieten. Außerdem 

wurden unter „Sonstiges“ mehrfach die guten Erfahrungen, die breitgefä-

cherte Ausbildung und die mittel- bis langfristige Personalbedarfsdeckung 

genannt.55  

 

                                                           
55 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 4. 
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Abb. 6 Gründe gegen die Ausbildung im mittleren Verwaltungsdienst; Quelle: eigene Dar-

stellung 

 

Unter den Gründen, weshalb der mittlere Verwaltungsdienst nicht ausgebil-

det wird, gaben 91% an, sich für die Ausbildung zum Verwaltungsfachan-

gestellten entschieden zu haben. 59% gaben an, dass der Ausbildungsbe-

ruf des mittleren Verwaltungsdienstes nicht präsent ist. 12% sind der Mei-

nung, dass der finanzielle Aufwand zu groß ist. 6% nannten die kurze Aus-

bildungsdauer, während 3% der Ansicht sind, dass die Abwesenheit der  

Auszubildenden in der Berufs- bzw. Verwaltungsschule zu hoch ist. Unter 

„Sonstiges“ wurden mehrfach der fehlende Bedarf und die geringen Über-

nahmemöglichkeiten genannt. Außerdem seien aufgrund des Stellenman-

gels die Zukunftsaussichten und Entwicklungschancen wenig aussichts-

reich.56 

 

Die gemachten Angaben lassen den Schluss zu, dass der Ausbildungsberuf 

für qualifizierte Rechtssachbearbeitung steht. Aus diesem Grund wird 

hauptsächlich in die Ausbildung investiert. Auch die kurze Ausbildungs-

dauer scheint von Vorteil zu sein. Allerdings scheint es so, als ob sich viele 

                                                           
56 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 6. 
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Behörden bereits auf den Ausbildungsgang des Verwaltungsfachangestell-

ten festgelegt haben. Dabei spielen Gründe, wie die kurze Ausbildungs-

dauer oder die häufigen Besuche der Berufs- oder Verwaltungsschule, in 

der Ausbildung des mittleren Verwaltungsdienstes eine untergeordnete 

Rolle. In vielen kleineren Behörden ist der Ausbildungsberuf letztlich nicht 

präsent. 

 

5.4.2 Ausbildungsplätze pro Jahr 

 

Im direkten Vergleich der Ausbildungsplätze pro Jahr zeigt sich, dass es 

durchschnittlich 2,36 Ausbildungsplätze im mittleren Verwaltungsdienst 

gibt. Bei den Verwaltungsfachangestellten sind es durchschnittlich 2,97 

Ausbildungsplätze.57 Das folgende Schaubild zeigt, dass speziell bei den 

Kommunen eine Diskrepanz zwischen den beiden Ausbildungsberufen zu 

erkennen ist. Dabei bieten die Kommunen fast doppelt so viele Ausbil-

dungsplätze für Verwaltungsfachangestellte an. 

 

 

Abb. 7 Durchschnittliche Ausbildungsplätze pro Jahr; Quelle: eigene Darstellung 

 

                                                           
57 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 4 und 6. 
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Da es bei den Land-, Stadtkreisen bzw. dem Regierungspräsidium nur eine 

Behörde gibt, die nicht im mittleren Verwaltungsdienst ausbildet, ist eine 

qualitative Aussage dazu bzw. ein qualitativer Vergleich nicht möglich.  

 

Das Ergebnis aus der Auswertung der Kommunen spiegelt die Erkenntnisse 

aus Kapitel 5.4.1 wider, in welchem die nicht ausbildenden Behörden des 

mittleren Verwaltungsdienstes angeben, sich bewusst für die Ausbildung 

des Verwaltungsfachangestellten entschieden zu haben bzw. der mittlere 

nichttechnischen Verwaltungsdienst nicht bekannt ist. Dennoch ist die Dis-

krepanz in der Gesamtbewertung gering. Hier ist sicherlich die hohe durch-

schnittliche Anzahl von Ausbildungsplätzen im mittleren Verwaltungsdienst 

in den Land-, Stadtkreisen und dem Regierungspräsidium mit entschei-

dend.  

 

5.4.3 Entwicklung der Ausbildungsplätze 

 

Im folgenden Schaubild wird die Entwicklung der Ausbildungsplätze in den 

letzten fünf Jahren verglichen.  

 

 

Abb. 8 Entwicklung der Ausbildungsplätze in den letzten fünf Jahren; Quelle: eigene Dar-

stellung 
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Dabei ergibt sich, dass 4% der bereits im mittleren Verwaltungsdienst aus-

bildenden Behörden weniger Ausbildungsplätze und 28% mehr Ausbil-

dungsplätze anbieten. 64% gaben an, gleich viele Ausbildungsplätze in den 

letzten Jahren angeboten zu haben, 4% enthielten sich.58 

 

Bei den nicht im mittleren Verwaltungsdienst ausbildenden Behörden gaben 

12% an, weniger Ausbildungsplätze anzubieten. 21% bieten mehr, 68% 

gleich viele Ausbildungsplätze wie in den letzten Jahren an.59 

 

Die Ergebnisse zeigen, dass sich bei den Behörden in den letzten Jahren 

ein positiver Trend, hin zu mehr Ausbildungsplätzen, entwickelt hat. Der 

Großteil bietet zwar noch gleich viele Ausbildungsplätze wie in den letzten 

Jahren an. Jedoch zeigt die Auswertung, dass die Ausbildungsplätze nicht 

weniger, sondern mehr geworden sind. Gerade bei den bereits ausbilden-

den Behörden beträgt der Unterschied zwischen weniger und mehr werden-

den Ausbildungsplätzen 24%. Auch bei den nicht ausbildenden Behörden 

hat sich die Anzahl der Ausbildungsplätze eher erhöht als verringert. Die 

positive Entwicklung der Ausbildungsplätze wird sich aufgrund des demo-

grafischen Wandels in den nächsten Jahren sicherlich noch verstärken. Die 

wichtigste Ressource des öffentlichen Sektors in der Zukunft werden das 

Personal und somit auch die Nachwuchskräfte bleiben.60  

 

5.4.4 Prognose der Ausbildungsplätze 

 

Hier sollten die Behörden prognostizieren, inwieweit sich die Ausbildungs-

plätze in den nächsten fünf Jahren in der jeweiligen Behörde verändern 

könnten. Im Vergleich der Ausbildungsplatzprognose der nächsten fünf 

Jahren ergibt sich folgendes Schaubild: 

 

                                                           
58 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 4. 
59 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 7. 
60 Vgl. Hopp/Göbel, Management in der öffentlichen Verwaltung, S. 37. 
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Abb. 9 Prognose der Ausbildungsplätze in den nächsten fünf Jahren; Quelle: eigene Dar-

stellung 

 

28% der bereits im mittleren Verwaltungsdienst ausbildenden Behörden 

prognostizieren in den nächsten fünf Jahren mehr Ausbildungsplätze anzu-

bieten. 8% sind der Meinung weniger anzubieten. 64% wollen weiterhin 

gleich viele Ausbildungsplätze anbieten und 4% enthielten sich.61 

 

15% der nicht im mittleren Verwaltungsdienst ausbildenden Behörden prog-

nostizieren in den nächsten fünf Jahren mehr Ausbildungsplätze anzubie-

ten. 6% sind der Meinung weniger anzubieten. 79% wollen weiterhin gleich 

viele Ausbildungsplätze anbieten.62 

 

Die Prognose zeigt, dass die Behörden in Zukunft noch mehr in eigene Aus-

bildungsplätze investieren wollen. Der Großteil der Behörden will zwar auch 

in Zukunft gleich viele Ausbildungsplätze wie derzeit anbieten. Jedoch zei-

gen speziell die bereits im mittleren Verwaltungsdienst ausbildenden Be-

hörden, dass sie in den nächsten fünf Jahren ca. ein Viertel mehr Ausbil-

dungsplätze als aktuell anbieten wollen. Auch die nicht im mittleren Verwal-

tungsdienst ausbildenden Behörden lassen einen positiven Trend, hin zu 

                                                           
61 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 4. 
62 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 7. 
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mehr Ausbildungsplätzen, erkennen. Dies liegt zum einen sicherlich an der 

alternden Belegschaft in den jeweiligen Behörden und dem damit verbun-

denen zukünftigen Personalbedarf. Aus diesem Grund werden Nachwuchs-

kräfte noch mehr gefragt sein als aktuell. Des Weiteren könnte es an guten 

Erfahrungen mit den eigenen Nachwuchskräften liegen. Eine höhere Loya-

lität eigener Auszubildenden, im Gegensatz zu Mitarbeitern aus anderen 

Behörden, könnte ein weiterer Grund sein. Ein positiver Nebeneffekt eige-

ner Nachwuchskräfte wäre eine geringere Fluktuation und dadurch höhere 

Personalsicherheit.  

 

5.4.5 Bewerbungen auf die Ausbildungsplätze 

 

Erhalten die Behörden genug Bewerbungen auf ihre Ausbildungsplätze? 

Wie haben sich die Bewerberzahlen in den letzten Jahren entwickelt? Diese 

Fragen sollten in der Umfrage ebenfalls geklärt werden. Dabei gaben die 

bereits im mittleren Verwaltungsdienst ausbildenden Behörden an, durch-

schnittlich 36 Bewerbungen auf einen Ausbildungsplatz zu erhalten. Die 

nicht im mittleren Verwaltungsdienst ausbildenden Behörden dagegen ga-

ben an, durchschnittlich 32,7 Bewerbungen auf einen Ausbildungsplatz zu 

erhalten.63 

 

Unterschiede zeigten sich beim Vergleich der Bewerberzahlen aus den letz-

ten Jahren. 

 

                                                           
63 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 5 und 7. 
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Abb. 10 Entwicklung der Bewerberzahlen in den letzten Jahren; Quelle: eigene Darstellung 

 

Hier gaben 40% der bereits im mittleren Verwaltungsdienst ausbildenden 

Behörden an, dass sich die Bewerberzahlen in den letzten Jahren nicht ver-

ändert hatten. Bei 24% hatten sich die Bewerberzahlen erhöht, bei 20% 

verringert und für 16% der Befragten war keine Aussage möglich.64 

 

Bei den nicht im mittleren Verwaltungsdienst ausbildenden Behörden gaben 

44% an, dass sich die Bewerberzahlen nicht verändert hatten. Allerdings 

hatten sich bei nur 9% die Bewerberzahlen erhöht. 35% der Befragten ga-

ben an, dass sich die Bewerberzahlen verringerten und für 9% war keine 

Aussage möglich.65 

 

Die Ergebnisse zeigen, dass Bewerbungen auf die Ausbildungsplätze in 

ausreichender Anzahl vorhanden sind. Durchaus würde es sich daher an-

bieten, das Ausbildungsplatzangebot, auch aufgrund des Bedarfs an aus-

gebildeten Mitarbeitern, zu erhöhen. Ob die Qualität und letztlich die Eig-

nung der Bewerber ausreichend ist, kann durch die Ergebnisse nicht fest-

gestellt werden. Jedoch sollten aufgrund der Vielzahl der Bewerbungen ge-

eignete Kandidaten vorhanden sein. Ein sehr unterschiedliches Ergebnis 

                                                           
64 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 5. 
65 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 7. 
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zeigte sich in der Entwicklung der Bewerberzahlen. Bei den bereits im mitt-

leren Verwaltungsdienst ausbildenden Behörden haben diese sich eher er-

höht als verringert. Dies ist ein durchaus positives Ergebnis. Gründe der 

Bewerber hierfür könnten das Streben nach dem Beamtenverhältnis und 

der damit verbundenen Sicherheit sein. Bei den nicht im mittleren Verwal-

tungsdienst ausbildenden Behörden haben sich die Bewerberzahlen dage-

gen eher verringert als erhöht. Eine Aussage in welchen Regionen, bspw. 

im ländlichen Raum, sich die Bewerberzahlen erhöht bzw. verringert haben 

ist allerdings nicht möglich.  

 

5.4.6 Übernahme der Auszubildenden nach der Ausbildung 

 

Wie viele Behörden ihre Auszubildenden nach der Ausbildung übernehmen, 

lässt sich in folgendem Schaubild darstellen. Dabei geht es um die prozen-

tuale Übernahmequote. Ob die Auszubildenden befristet oder fest über-

nommen werden, lässt sich anhand der Ergebnisse nicht bewerten.  

 

 

Abb. 11 Übernahmequote nach der Ausbildung; Quelle: eigene Darstellung 

 
In diesem Schaubild wurden die Ergebnisse unter anderem auch in die Ge-

samtbetrachtung der Verwaltungseinheiten Kommune und Land-, Stadt-

kreis bzw. Regierungspräsidium aufgeteilt, des Weiteren in bereits ausbil-

dende und nicht ausbildende Behörden.  
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Die Gesamtbetrachtung hat ergeben, dass 61% der teilnehmenden Kom-

munen und 95% der Land-, Stadtkreise bzw. das Regierungspräsidium ihre 

Auszubildenden übernehmen. 95% sind ein ausgesprochener hoher Wert.66 

 

Die Übernahmequoten der Kommunen sind bei den ausbildenden und nicht 

ausbildenden Behörden kaum auseinander. Bei den Land-, Stadtkreisen 

bzw. dem Regierungspräsidium ist eine Aussage darüber nicht möglich, da 

nur ein Land-, Stadtkreis bzw. Regierungspräsidium bei den nicht im mittle-

ren Verwaltungsdienst ausbildenden Behörden teilgenommen hat. Aus die-

sem Grund ist kein qualitativer Vergleich möglich. 

 

Des Weiteren sollten die Behörden angeben, welche Gründe die häufigsten 

im Falle einer Nicht-Übernahme von Auszubildenden sind. Das folgende 

Schaubild zeigt die prozentuale Aufteilung der meistgenannten Gründe da-

für: 

 

 

Abb. 12 Gründe im Falle einer Nicht-Übernahme von Auszubildenden; Quelle: eigene Dar-

stellung 

 

                                                           
66 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 5. 
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Sollte es zu keiner Übernahme eines Auszubildenden kommen, gaben 44% 

der bereits im mittleren Verwaltungsdienst ausbildenden Behörden feh-

lende Stellen als Grund an. 36% nannten personen- bzw. verhaltensbe-

dingte Gründe. 48% gaben die Ablehnung der Übernahme durch den Aus-

zubildenden an.67 

 

Sollte es zu keiner Übernahme eines Auszubildenden kommen, gaben 79% 

der nicht im mittleren Verwaltungsdienst ausbildenden Behörden fehlende 

Stellen als Grund an. 44% gaben an, eine Übernahme aus personen- bzw. 

verhaltensbedingten Gründen abzulehnen. 38% nannten die Ablehnung der 

Übernahme durch den Auszubildenden.68 

 

Die Ergebnisse zeigen, dass bei den im mittleren Verwaltungsdienst ausbil-

denden Behörden alle genannten Gründe nahezu identisch sind. Bei den 

nicht im mittleren Verwaltungsdienst ausbildenden Behörden sind die feh-

lenden Stellen jedoch der Hauptgrund für nicht zustande gekommene Über-

nahmen. Hier zeigt sich, dass mehr Verwaltungsfachangestellte ausgebil-

det werden, als später auch übernommen werden können. Speziell bei den 

Kommunen könnte dies an der Größe der Behörde und am fehlenden Auf-

gabenspektrum liegen. Bei den Land-, Stadtkreisen bzw. dem Regierungs-

präsidium dagegen werden nahezu alle Auszubildenden übernommen. 

Dies spricht für eine gute Personalbedarfsplanung.  

 

5.5 Rahmenbedingungen der theoretischen Ausbildung 

 

Im letzten Teil der Umfrage wurden die Rahmenbedingungen der theoreti-

schen Ausbildung genauer betrachtet. Dabei sollten etwaige Erschwernisse 

mit der Berufs- bzw. Verwaltungsschule genannt werden. Hierbei wurde die 

Frage auf die Berufs- und Verwaltungsschule aufgeteilt. Somit konnte klar 

                                                           
67 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 5. 
68 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 8. 
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differenziert werden, welche Erschwernisse vorliegen, aus welchen Grün-

den diese vorhanden sind und vor allem, wen genau diese betreffen. 

 

5.5.1 Angaben der bereits ausbildenden Behörden im mittleren Ver-

waltungsdienst 

 

Von den 25 bereits im mittleren Verwaltungsdienst ausbildenden Behörden 

enthielten sich zwei Behörden. 13 Behörden gaben an, dass es keine Er-

schwernisse gibt.69 

Zwei Behörden nannten die Zusammenarbeit mit der Berufsschule als Er-

schwernis. Dabei gab eine Behörde auf Nachfrage bei den aktuellen Aus-

zubildenden an, dass die Berufsschule keine große Unterstützung zur Ver-

waltungsschule sei, der dienstzeitbegleitende Unterricht in den Behörden 

hingegen schon.70 

Sechs Behörden gaben Erschwernisse bei der Erreichbarkeit der Verwal-

tungsschule an. Da die Verwaltungsschule jedoch für alle Auszubildende im 

Regierungsbezirk Stuttgart nur einen festen Sitz hat, ist dies schwerlich zu 

verbessern. Der Regierungsbezirk ist zu groß, um die Erreichbarkeit für alle 

Behörden zufriedenstellend zu gestalten. Der morgendliche Start des Un-

terrichts ist derzeit um 08:45 Uhr.71 Demnach müsste eine angenehme An-

reise für die Auszubildenden möglich sein. Eine Behörde gab unter „Sons-

tiges“ an, dass die zeitliche Dauer der Berufs- und Verwaltungsschule einen 

zu großen Teil der Gesamtausbildungszeit in Anspruch nehme.72 Eine wei-

tere Behörde nannte darauf aufbauend den Urlaubsanspruch der Auszubil-

denden als Problem, da diese nach der Verwaltungsschule direkt in den 

jeweiligen Fachgebieten zum Einsatz kommen. So passiert es des Öfteren, 

dass Auszubildende ihren Urlaub während der Ausbildung nicht aufbrau-

chen könnten und diesen in das neue Amt übernähmen. Weiter wurde unter 

                                                           
69 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 5 und 6. 
70 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 5. 
Der dienstzeitbegleitende Unterricht in den Behörden wird von manchen Ausbildungsbe-
hörden für ihre und Auszubildende aus den umliegenden Behörden angeboten. Er soll 
zur Vorbereitung auf die Verwaltungsschule dienen und findet im zweiten Jahr statt. 
71 Information der Verwaltungsschule. 
72 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 6. 



45 
 

„Sonstiges“ genannt, dass regelmäßige Informationen der Verwaltungs-

schule sehr wichtig seien.73 

 

Auf die Frage, ob die bereits ausbildenden Behörden mehr Ausbildungs-

plätze anbieten würden, sofern sich etwas an den Rahmenbedingungen der 

Ausbildung ändert, antworteten alle mit Nein.74 Die Rahmenbedingungen 

der theoretischen Ausbildung im mittleren nichttechnischen Verwaltungs-

dienst werden somit als gut betrachtet.  

 

5.5.2 Angaben der nicht ausbildenden Behörden im mittleren Ver-

waltungsdienst 

 

Von den 34 nicht im mittleren Verwaltungsdienst ausbildenden Behörden 

enthielt sich eine Behörde. 25 Behörden gaben an, dass es keine Erschwer-

nisse gibt.75 

Drei Behörden nannten die Erreichbarkeit der Berufsschule als Erschwer-

nis. Sechs Behörden gaben Erschwernisse bei der Erreichbarkeit der Ver-

waltungsschule an, während drei Behörden die Dauer der Verwaltungs-

schule und zwei die Kosten der Verwaltungsschule als Erschwernisse be-

trachten.76 

 

Die Frage, ob die nicht ausbildenden Behörden Ausbildungsplätze im mitt-

leren Verwaltungsdienst anbieten würden, sofern sich etwas an den Rah-

menbedingungen der Ausbildung änderte, verneinten 23 von 34 Behörden. 

Die restlichen 11 Behörden gaben unter „Sonstiges“ unter anderem an, 

dass der mittlere Verwaltungsdienst wieder interessanter werden müsse. 

Weiter wurde angegeben, dass der Bedarf im gehobenen Verwaltungs-

dienst höher sei als der im mittleren Verwaltungsdienst. Weshalb der Bedarf 

im mittleren Verwaltungsdienst durch Verwaltungsfachangestellte gedeckt 

                                                           
73 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 6. 
74 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 6. 
75 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 8. 
76 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 8. 
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werden könne. Außerdem wurde angegeben, dass die fehlende Befris-

tungsmöglichkeit durch das Beamtenverhältnis problematisch sei. Auch 

seien Verwaltungsfachangestellte vertraglich leichter zu handhaben. Eine 

weitere Behörde gab an, dass es nicht an den Rahmenbedingungen, son-

dern an den Vorgaben im Personalbereich liege. Da der Auszubildende die 

Möglichkeit hat, in ein Beamten- oder Angestelltenverhältnis zu wechseln, 

ist der mittlere Verwaltungsdienst nicht von Nachteil. Des Weiteren wurde 

genannt, dass die Ausbildungsdauer des mittleren Verwaltungsdienstes für 

Auszubildende wie Ausbilder von enormem Vorteil sei.77  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                           
77 Vgl. Anlage 2: Ergebnisauswertung des Fragebogens, S. 8. 
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6 Schlussbetrachtung 

 

Das Ziel dieser Arbeit war es, herauszufinden, welche Zukunftsperspekti-

ven der mittlere nichttechnische Verwaltungsdienst hat. Dabei sollten spe-

ziell die aktuelle Verfügbarkeit der Ausbildungsplätze und deren zukünftige 

Entwicklungsmöglichkeiten untersucht werden. 

 

Die empirische Untersuchung hat gezeigt, dass die Behörden durchaus in 

die Ausbildung des mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienstes inves-

tieren. Jedoch wurde auch deutlich, dass an einigen „Stellschrauben“ ge-

dreht werden sollte, um die Ausbildung für die Behörden noch präsenter zu 

machen. Speziell die Kommunen investieren vorwiegend in die Ausbildung 

des Verwaltungsfachangestellten. Gründe hierfür sind unter anderem Infor-

mationslücken über die Ausbildung des mittleren nichttechnischen Verwal-

tungsdienstes.  

 

Hervorzuheben ist, dass neben den Ausbildungsplätzen, auch die Nach-

frage nach diesen durchaus vorhanden ist. Um den Personalbedarf decken 

zu können, müssen die Behörden mehr Ausbildungsplätze anbieten. Die 

Entwicklung, hin zu mehr Ausbildungsplätzen, kann somit als positiv be-

trachtet werden. Der Hauptgrund für ein Ausbildungsplatzangebot der Be-

hörden ist der Bedarf an eigenen Nachwuchskräften. Unstrittig ist der wach-

sende Bedarf an eigenen Nachwuchskräften. Dabei spielen Faktoren wie 

die Altersstruktur in den Behörden, der demografische Wandel und der da-

raus resultierende Fachkräftemangel eine Rolle. Auch die steigenden An-

forderungen bspw. im sozialen Bereich sprechen für ein erhöhtes Ausbil-

dungsplatzangebot.78 Um diesen Herausforderungen entgegenzutreten, ist 

eine vorausschauende Personalbedarfsplanung unerlässlich. 

 

                                                           
78 Vgl. Hopp/Göbel, Management in der öffentlichen Verwaltung, S. 34. 
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Des Weiteren wurde deutlich, dass die breite und qualitativ gute Ausbildung 

im mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst von den Behörden ge-

schätzt und als wichtig angesehen wird. Die ausgebildeten Verwaltungs-

wirte werden in den jeweiligen Behörden breitgefächert eingesetzt. Dies 

zeigt die Wertschätzung und Qualität des Berufsbildes und ist sicherlich der 

Ausbildungsausrichtung geschuldet. Hiernach ist die Ausbildung auf selbst-

ständige Tätigkeiten und somit Tätigkeiten eines Sachbearbeiters ausge-

legt. 

 

Aufgrund der Ergebnisse aus der empirischen Untersuchung haben sich 

mehrere Handlungsfelder herauskristallisiert. Sowohl die Ausbildung zum 

Verwaltungsfachangestellten als auch die Ausbildung im mittleren nicht-

technischen Verwaltungsdienst haben ihre Berechtigung. Werden umfang-

reiche rechtliche Kenntnisse benötigt, sind Absolventen des mittleren Ver-

waltungsdienstes besser platziert. Entscheidend für das Angebot eines 

Ausbildungsplatzes sind für eine Behörde vorwiegend die Inhalte der Aus-

bildung. Die Ausbildungsdauer und der finanzielle Aspekt spielen hingegen 

eine untergeordnete Rolle. Zum Angebot und dem Inhalt der Ausbildung im 

mittleren Verwaltungsdienst gibt es nachweislich Informationslücken. Teile 

der theoretischen Qualifizierungen, die in der Verwaltungsschule erlernt 

werden, sind den Behörden schlichtweg nicht bekannt. Um dem mittleren 

Verwaltungsdienst Zukunftsperspektive zu verleihen, muss die Ausbildung, 

speziell in den Kommunen, präsenter werden. Hier kann die Verwaltungs-

schule durch gezieltes Marketing in den Behörden über den Ausbildungs-

gang aufklären und somit die Ausbildung attraktiver machen.  

 

Der Personalbedarf wird sich in den kommenden Jahren erhöhen. Dabei 

wird speziell im sozialen Bereich gut ausgebildetes Verwaltungspersonal 

benötigt. Jedoch wird auch die Konkurrenz zwischen dem öffentlichen Be-

reich und der freien Marktwirtschaft um geeignete Bewerber aufgrund des 

demografischen Wandels und des Fachkräftemangels in den kommenden 
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Jahren zunehmen.79 Auch da hinsichtlich der Aufgabenvielfalt in der Ver-

waltung nicht alle anfallenden hoheitlichen Aufgaben durch den gehobenen 

Verwaltungsdienst bewerkstelligt werden können, wäre eine Veränderung 

hin zu mehr Ausbildungsplätzen im mittleren Verwaltungsdienst sinnvoll. 

Des Weiteren ist die Ausbildungsausrichtung des gehobenen Verwaltungs-

dienstes vermehrt auf Managementaufgaben ausgerichtet. Für den mittle-

ren Verwaltungsdienst wäre es somit eine Chance, das Fundament der Ver-

waltung zu werden. Durch dieses Fundament wäre ein hohes Maß an Fach-

wissen in den Behörden sichergestellt. Hinzu kommt, dass aus Gründen der 

Daseinsvorsorge die Leistungsfähigkeit der Behörden durch den Einsatz 

von Beamten im mittleren Verwaltungsdienst auch in Krisenzeiten gesichert 

ist. Bei einem hauptsächlichen Einsatz von Verwaltungsfachangestellten, 

wie es teilweise in den Kommunen der Fall ist, gäbe es dafür jedoch keine 

Gewährleistung. Aus den genannten Gründen, der Aufgabenerfüllung im 

öffentlichen Dienst und den umfassenden rechtlichen und fachlichen Quali-

fikationen, die die Auszubildenden nach der Ausbildung besitzen, wäre eine 

Erhöhung des Ausbildungsplatzangebotes in den Behörden sinnvoll. 

 

Für Beamte des gehobenen Verwaltungsdienstes stellen A9 Stellen die Ein-

gangsbesoldung in ein Amt dar. Die Entwicklung zeigt im Hinblick auf die 

aktuell im Arbeitsmarkt platzierte „Generation Y“80, dass das Streben nach 

schnellem Aufstieg und schneller Weiterentwicklung wichtige Kriterien in 

unserer Gesellschaft sind.81 Für Behörden ist es deshalb schwierig, Konti-

nuität auf A9/A10 Stellen in der Personalplanung zu erreichen. Das Beam-

tenrecht gibt jedoch Spielraum und Möglichkeiten für den Laufbahnaufstieg. 

Dies kann und muss in Zukunft eine Perspektive für die Behörden darstel-

len, um auch Mitarbeiter des mittleren Verwaltungsdienstes auf solchen 

Stellen einzusetzen und somit leichter binden zu können. Die Unterstüt-

zung bzw. Einführung von Aufstiegsmöglichkeiten in einer Behörde 

                                                           
79 Vgl. Hopp/Göbel, Management in der öffentlichen Verwaltung, S. 362. 
80 Vgl. Klafke, Personalmanagement von Millennials, S.5. 
Als Generation Y wird die Bevölkerungsgruppe genannt, die nach 1980 geboren ist und 
heute zwischen Mitte und Ende 20 ist. 
81 Vgl. Klafke, Personalmanagement von Millennials, S.144. 
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bringen einige Vorteile mit sich: Bei offener Kommunikation mit den Auszu-

bildenden und Mitarbeitern des mittleren Verwaltungsdienstes sorgt dies 

nicht nur für eine Erhöhung der Motivation und der Leistung des Mitarbei-

ters. Auch die Verbundenheit und somit die Loyalität zur Behörde wird durch 

eine Aussicht auf eine Beförderung steigen. Des Weiteren wird durch Kon-

tinuität auf Stellen die Fachkompetenz der einzelnen Mitarbeiter erhöht. 

Eine langfristige Bindung der Mitarbeiter im mittleren nichttechnischen Ver-

waltungsdienst auf A9/A10 Stellen wäre somit wünschenswert und aus 

Gründen der Personalbedarfsdeckung sinnvoll. 

 

„Die Zukunft beginnt immer jetzt.“ 

Mark Strand, amerikanischer Autor 

 

Dieses Zitat von Mark Strand verbindet die derzeitige und zukünftige Situa-

tion in der Ausbildung des mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienstes. 

Die Rahmenbedingungen der Ausbildung sind vorhanden und werden als 

gut betrachtet. Die sich bietenden Chancen aufgrund der Altersstruktur und 

des erhöhten Handlungs- und Personalbedarfes in den Behörden sollten 

genutzt werden. Gezieltes Marketing, eine Erhöhung der Ausbildungsplätze 

und die Einführung von Aufstiegserleichterungen können die Antworten da-

rauf sein.  

 

Perspektivisch gesehen hat die Ausbildung im mittleren nichttechnischen 

Verwaltungsdienst eines – Zukunft.
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Anlage 1: Fragebogen  
 
Informationen zu diesem Fragebogen ! 
 
Der Fragebogen ist in fünf unterschiedliche Teile gegliedert. 
Bitte beachten Sie die folgenden Hinweise: 
 
Teile I und II: Diese Teile sollten von allen Umfrageteilnehmern ausgefüllt 
werden. Sollte Ihre Behörde keine Ausbildungsplätze in der Verwaltung 
anbieten, fahren Sie bitte nach den ersten beiden Teilen mit Teil fünf fort. 
 
Teil III: Diesen Teil bitte nur ausfüllen sofern Sie die Ausbildung im mittle-
ren nichttechnischen Verwaltungsdienst anbieten.  
 
Teil IV: Diesen Teil bitte nur ausfüllen sofern Sie eine Ausbildungsbe-
hörde sind, allerdings den mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst 
nicht ausbilden. 
 
Teil V: Dieser Teil sollte von allen Umfrageteilnehmern ausgefüllt werden 
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Online-Fragebogen 
 

I. Ausbildungssituation der Verwaltungsberufe 

 
1. Allgemeine Angaben zu Ihrer Behörde: 

 

Behörde: ☐ Kommune      ☐ Landkreis / Stadtkreis       ☐ Regie-

rungspräsidium 

 

Anzahl der Mitarbeiter in der Behörde: Klicken Sie hier, um Text ein-

zugeben. 

 

2. Wird in Ihrer Behörde ausgebildet?  

(bezieht sich auf alle Ausbildungsberufe) 

 

☐ Ja    ☐ Nein (bitte mit Frage 5. fortsetzen)  

 
3. Welche Verwaltungsberufe werden in Ihrer Behörde ausgebildet? 

 

☐  Bachelor of Arts – Public Management 

☐  Kaufmann/-frau für Büromanagement 

☐  Verwaltungsfachangestellte/r  

☐  Verwaltungswirt/in im mittleren nichttechnischen  

 Verwaltungsdienst 

☐  es werden keine Verwaltungsberufe ausgebildet (weiter Frage 5.) 

☐  Sonstiges: Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

 
4. In Ihrer Behörde werden Ausbildungsplätze aus folgenden Gründen 

angeboten: 
(Mehrfachnennungen sind möglich) 
(anschließend bitte mit Frage 6. fortsetzen) 

 

☐  Bedarf an eigenen Nachwuchsfachkräften zur  

 Personalbedarfsdeckung 

☐  gezielte Qualifizierung von angehenden Mitarbeitern 

☐ Mitarbeiterbindung (geringere Personalfluktuation durch höhere 

 Identifikation) 

☐  Imagegewinn durch Übernahme sozialer Verantwortung 

☐  Sonstiges: Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
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5. In Ihrer Behörde werden keine Ausbildungsplätze aus folgenden 
Gründen angeboten: 
(Mehrfachnennungen sind möglich) 

 

☐ kein Bedarf an eigenen Nachwuchsfachkräften 

☐ keine Übernahmemöglichkeit 

☐ finanzielle Gründe 

☐ keine Personalressource für Ausbildung 

☐ mangelnde Nachfrage an Ausbildungsplätzen seitens der Bewerber 

☐ Sonstiges: Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

 

6. Bitte nennen Sie mir 3 Faktoren, die bei der Entscheidung einen Aus-

bildungsplatz in Verwaltungsberufen anzubieten in Ihrer Behörde eine 

wichtige Rolle spielen/ spielen würden? 

 

☐ Ausbildungsdauer 

☐ Übernahmemöglichkeit nach der Ausbildung     

☐ finanzieller Aufwand 

☐ Aufstiegschancen und Entwicklungsperspektive für Auszubildende 

☐ Sonstiges: Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

 

 
 

II. Der mittlere nichttechnische Verwaltungsdienst – Allge-

mein 

 

7. Was verbinden Sie mit dem mittleren nichttechnischen Verwaltungs-

dienst? Welche Schlagworte fallen Ihnen spontan ein? 

 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

 

8. Einsatz bereits ausgebildeter Verwaltungswirte des mittleren Diens-

tes: 

In welchen Bereichen Ihrer Verwaltung werden Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter mit dieser Qualifikation eingesetzt? 

(Mehrfachnennungen sind möglich) 

 

☐ Leistungsverwaltung  

☐ Ordnungsverwaltung        

☐ Personal / Organisation 

☐ Finanzverwaltung 

☐ Sonstiges: Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
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9. Theoretische Qualifizierung bereits ausgebildeter Verwaltungswirte 

des mittleren Dienstes: 

 

 

Dass die Verwaltungswirte an der 
Verwaltungsschule in folgenden 

Fachgebieten, insgesamt 600 Un-
terrichtsstunden, theoretisch aus-

gebildet worden sind, ist mir… 

Diese Qualifikation ist für un-
sere Behörde… 

Fächer bekannt  unbekannt wichtig  unwichtig  

Staatsrecht ☐ ☐ ☐ ☐ 

Allgemeines Verwal-
tungsrecht 

☐ ☐ ☐ ☐ 

Privatrecht ☐ ☐ ☐ ☐ 

Verwaltungslehre ☐ ☐ ☐ ☐ 

Öffentliches Dienst- 
und Personal-vertre-
tungsrecht 

☐ ☐ ☐ ☐ 

Kommunales Wirt-
schaftsrecht 

☐ ☐ ☐ ☐ 

Abgabenrecht ☐ ☐ ☐ ☐ 

Verwaltungsbetriebs-
wirtschaftslehre 

☐ ☐ ☐ ☐ 

Allgemeines Polizei-
recht 

☐ ☐ ☐ ☐ 

Ausländerrecht ☐ ☐ ☐ ☐ 

Personenstands-we-
sen 

☐ ☐ ☐ ☐ 

Recht der Ordnungs-
widrigkeiten 

☐ ☐ ☐ ☐ 

Baurecht ☐ ☐ ☐ ☐ 

Gaststätten- und Ge-
werberecht 

☐ ☐ ☐ ☐ 

Sozial- und Jugend-
hilfe 

☐ ☐ ☐ ☐ 

Sozialversicherungs-
recht 

☐ ☐ ☐ ☐ 

Kommunalrecht ☐ ☐ ☐ ☐ 
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10. Im Vergleich zur Ausbildung von Verwaltungsfachangestellten zu Ver-

waltungswirten im mittleren Dienst sehen Sie folgende: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

__________________________________________________ 
 

 

Hinweis: 
 
Sollten Sie in Ihrer Behörde den mittleren Dienst ausbilden, 
bitte mit Teil III. (Seite 6) fortfahren. 
 
Sollten Sie in Ihrer Behörde ausbilden, allerdings nicht im mitt-
leren Dienst, bitte mit Teil IV. (Seite 8) fortfahren. 
 
Sollten Sie in Ihrer Behörde gar nicht ausbilden bitte mit Teil 
V. (Seite 10) fortfahren. 
 

 
 

Vorteile (mD gegenüber VFA) Nachteile (mD gegenüber VFA) 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

  
 
Klicken Sie hier, um Text einzugeben. Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

  
 
Klicken Sie hier, um Text einzugeben. Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
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III. Fragen an bereits ausbildende Behörden im mittleren 

nichttechnischen Verwaltungsdienst 

 
11. Wir bilden speziell im mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst 

aus. Gründe hierfür sind… 

(Mehrfachnennungen sind möglich)  

  

☐ Ausbildung für qualifizierte Rechtssachbearbeitung   

☐ kurze Ausbildungsdauer 

☐ Beamtenverhältnis 

☐ Aufstiegschance des mittleren in den gehobenen Dienst    

☐ Personalbedarf speziell im mittleren Dienst 

☐ Sonstiges: Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

 

12. Wie viele Ausbildungsplätze im mittleren nichttechnischen Verwal-

tungsdienst bieten Sie pro Ausbildungsjahr in Ihrer Behörde an? 

 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
 

 

13. Wie hat sich die Anzahl Ihrer angebotenen Ausbildungsplätze im mitt-

leren nichttechnischen Verwaltungsdienst im Vergleich zu den letzten 

5 Jahren entwickelt? 

 

☐ weniger Ausbildungsplätze 

☐ gleich viele Ausbildungsplätze 

☐ mehr Ausbildungsplätze 

☐ keine Aussage möglich     

 

 

14. Wie schätzen Sie, entwickelt sich die Anzahl Ihrer angebotenen Aus-

bildungsplätze im mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst in den 

nächsten 5 Jahren? 

 

☐ weniger Ausbildungsplätze 

☐ gleich viele Ausbildungsplätze 

☐ mehr Ausbildungsplätze 

☐ keine Aussage möglich     

 

 

15. Wie viele Bewerbungen haben Sie letztes Jahr durchschnittlich auf ei-

nen Ausbildungsplatz im mittleren nichttechnischen Verwaltungs-

dienst erhalten (etwa)? 
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Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
 

16. Im Vergleich zu den letzten Jahren haben sich die Bewerberzahlen 

 

☐erhöht       ☐ nicht verändert       ☐ verringert      ☐ keine Aussage-

möglich     

 

 

17. Wie viel Prozent der Auszubildenden im mittleren nichttechnischen 

Verwaltungsdienst werden jährlich übernommen? 

 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. % 

 

 

18. Was sind die Gründe für die Entscheidung gegen eine Übernahme? 

(Mehrfachnennungen sind möglich) 

 

☐ fehlende Stellen  

☐ personen-/ verhaltensbedingte Nichtübernahme 

☐ Auszubildender lehnt Übernahme ab 

☐ Sonstiges: 

 

 

19. Rahmenbedingungen der theoretischen Ausbildung: 

Gibt es Ihrer Meinung nach Erschwernisse durch die Rahmenbedin-

gungen der theoretischen Ausbildung des mittleren nichttechnischen 

Verwaltungsdienstes im Hinblick auf: 

 

a. Berufsschule (5 Monate) 

Erreichbarkeit    ☐ Ja    ☐ Nein 

Dauer / Zeitraum   ☐ Ja    ☐ Nein 

Zusammenarbeit   ☐ Ja    ☐ Nein 

 Sonstiges: Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

 

 Falls ja, welche Erschwernisse genau: Klicken Sie hier, um Text 

einzugeben. 

 

 

b. Verwaltungsschule Esslingen (6 Monate) 

Erreichbarkeit    ☐ Ja    ☐ Nein 

Dauer / Zeitraum   ☐ Ja    ☐ Nein 

Zusammenarbeit    ☐ Ja    ☐ Nein 

Kosten     ☐ Ja    ☐ Nein 

Sonstiges: Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
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Falls ja, welche Erschwernisse genau: Klicken Sie hier, um Text 

einzugeben. 

 

 

20. Würden Sie mehr Ausbildungsplätze anbieten wenn sich an den Rah-

menbedingungen zur Ausbildung etwas ändern würde? 

 

☐ Ja    ☐ Nein (bitte mit Frage 32. fortsetzen) 

 

 

21. Welche Rahmenbedingungen in der praktischen und/oder theoreti-

schen Ausbildung müssten sich für Ihre Behörde verändern, um die 

Anzahl der Ausbildungsplätze im mittleren nichttechnischen Verwal-

tungsdienst zu erhöhen? 

 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

 

 

 

__________________________________________________ 
 

 

IV. Fragen an ausbildende Behörden die nicht im mittle-

ren nichttechnischen Verwaltungsdienst ausbilden 

 
22. Wir bilden im mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst nicht aus. 

Gründe hierfür sind… 

(Mehrfachnennungen sind möglich) 

  

☐ Ausbildungsberuf nicht präsent 

☐ Ausbildungsdauer zu kurz 

☐ Entscheidung für die Ausbildung zum/zur Verwaltungsfachange-

stellte/n 

☐ finanzieller Aufwand für Lehrgänge und ähnliches ist zu groß 

(Anwärterbezüge 1.062€, Lehrgangsbedienung 2.000€) 

☐ Auszubildende sind zu viel in der Berufsschule/Verwaltungsschule 

☐ Sonstiges: Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

 

23. Wie viele Ausbildungsplätze in Verwaltungsberufen bieten Sie pro 

Ausbildungsjahr in Ihrer Behörde an? 

 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
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24. Wie hat sich die Anzahl Ihrer angebotenen Ausbildungsplätze in Ver-

waltungsberufen im Vergleich zu den letzten 5 Jahren entwickelt? 

 

☐ weniger Ausbildungsplätze 

☐ gleich viele Ausbildungsplätze 

☐ mehr Ausbildungsplätze 

☐ keine Aussage möglich     

 

25. Wie schätzen Sie, entwickelt sich die Anzahl Ihrer angebotenen Aus-

bildungsplätze in Verwaltungsberufen in den nächsten 5 Jahren? 

 

☐ weniger Ausbildungsplätze 

☐ gleich viele Ausbildungsplätze 

☐ mehr Ausbildungsplätze 

☐ keine Aussage möglich     

 

 

26. Wie viele Bewerbungen haben Sie letztes Jahr durchschnittlich auf ei-

nen Ausbildungsplatz in Verwaltungsberufen erhalten (etwa)? 

 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
 

 

27. Im Vergleich zu den letzten Jahren haben sich die Bewerberzahlen 

 

☐erhöht       ☐ nicht verändert       ☐ verringert      ☐ keine Aussage 

möglich     

 

 

28. Wie viel Prozent der Auszubildenden in Verwaltungsberufen werden 

jährlich übernommen? 

 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. % 

 

 

29. Was sind die Gründe für die Entscheidung gegen eine Übernahme? 

(Mehrfachnennungen sind möglich) 

 

☐ fehlende Stellen  

☐ personen-/ verhaltensbedingte Nichtübernahme 

☐ Auszubildender lehnt Übernahme ab 

☐ Sonstiges: 
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30. Rahmenbedingungen der theoretischen Ausbildung: 

Gibt es Ihrer Meinung nach Erschwernisse durch die Rahmenbedin-

gungen der theoretischen Ausbildungen für die Verwaltungsberufe im 

Hinblick auf: 

 

a. Berufsschule 

Erreichbarkeit    ☐ Ja    ☐ Nein 

Dauer / Zeitraum   ☐ Ja    ☐ Nein 

Zusammenarbeit   ☐ Ja    ☐ Nein 

 Sonstiges: Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

 

 

 Falls ja, welche Erschwernisse genau: Klicken Sie hier, um Text 

einzugeben. 

 

b. Verwaltungsschule 

Erreichbarkeit    ☐ Ja    ☐ Nein 

Dauer / Zeitraum   ☐ Ja    ☐ Nein 

Zusammenarbeit    ☐ Ja    ☐ Nein 

Kosten     ☐ Ja    ☐ Nein 

Sonstiges: Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

 

 

Falls ja, welche Erschwernisse genau: Klicken Sie hier, um Text 

einzugeben. 

 

 
31. Welche praktischen und/oder theoretischen Rahmenbedingungen 

müssten sich für Ihre Behörde verändern, um Ausbildungsplätze im 

mittleren nichttechnischen Verwaltungsdienst anzubieten? 

 

Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

 

☐ kommt für uns nicht in Frage 

 

 

 

__________________________________________________ 
 

 

 

 

 



XXI 
 

V. Allgemeines 

 
32. Haben Sie einen Flyer über die Ausbildung im mittleren nichttechni-

schen Verwaltungsdienst und können mir diesen zukommen lassen? 

 

☐ Ja        ☐ Nein   

 

 

33. Möchten Sie über die Ergebnisse der Umfrage informiert werden? 

☐ Ja        ☐ Nein   

 

34. Raum für eigene Anmerkungen: 

 Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



XXII 
 

 

Erklärung nach § 36 Abs. 3 APrOVw gD 

 

„Ich versichere, dass ich diese Bachelorarbeit selbstständig und nur unter Verwendung 

der angegebenen Quellen und Hilfsmittel angefertigt habe. Die aus anderen Quellen 

direkt oder indirekt übernommenen Daten und Konzepte sind unter Angabe der Quelle 

gekennzeichnet. 

 

Es ist mir bekannt, dass die Arbeit mit einer Plagiaterkennungssoftware auf nicht ge-

kennzeichnete Übernahme fremden geistigen Eigentums überprüft werden kann.“ 

 

Ludwigsburg, den 10. September 2015 

 

__________________________ 

Denis Mönikheim 

 

 


